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Oliver Zander, stv. Landesvorsitzender

tenpauschalbetrags von derzeit 1.000 auf 
2.000 Euro.

In der zweiten Stufe: Abflachung des 
„Mittelstandsbauchs“ durch eine Ver-
schiebung des Spitzensteuersatzes. Da-
mit dieser nicht schon nahe beim Durch-
schnittseinkommen greift, müsste er auf 
60.000 Euro angehoben werden.

In der dritten Stufe würden wir anstelle 
des bisherigen niedrigen Kinderfreibe-
trags den Grundfreibetrag für Erwach-
sene auch für Kinder geltend machen. 
Damit von dieser familienfreundlichen 
Regelung nicht nur die oberen Einkom-
mensklassen profitieren, wäre zudem 
eine angemessene Erhöhung des Kinder-
geldes angezeigt. 

Die MIT forderte bereits im vergangenen 
Jahr, die zu erwartenden Steuermehrein-
nahmen je zu einem Drittel zur Schul-
dentilgung, für Infrastrukturmaßnahmen 
und zur Steuersenkung zu verwenden.

Mit einem Haushaltsüberschuss in Höhe 
von 6,1 Mrd. Euro aus dem Jahr 2016 
stellt sich nun einmal mehr die Frage: 
Steuersenkung – wenn nicht jetzt, wann 
dann?

am 20. Januar 2017 wurde Donald Trump 
zum 45. Präsidenten der Vereinigten 
Staaten von Amerika vereidigt. Welche 
Auswirkungen dies auf die deutsch-ameri-
kanischen Beziehungen und unseren Mit-
telstand haben wird, bleibt abzuwarten.

Schon jetzt lässt sich allerdings festhal-
ten, dass sowohl die Herausforderungen 
als auch die Chancen, die das Jahr 2017 
gerade für uns im Mittelstand mit sich 
bringt, durchaus bemerkenswert sind. 
Und dies umso mehr, als wir sie maß-
geblich selbst mitbestimmen können. So 
erzielte der Bund mit 6,2 Mrd. Euro be-
reits den zweiten Milliardenüberschuss 
in Folge.

Anstatt die Finanzreserve für die Flücht-
lingskosten von bisher knapp 13 Mrd. 
Euro nochmals aufzustocken, verfolgt 
das Bundesfinanzministerium in Berlin 
offensichtlich die Absicht, dieses Geld 
zur Schuldentilgung zu verwenden. Ein 
Ansatz, der mich wiederum auf die im 
vergangenen Jahr durch die MIT vorge-
schlagene Steuerreform zurückbringt. 
Unter dem Motto „Einfacher, leistungs- 
und familienfreundlicher“ basiert unser 
Entwurf auf folgenden Vorschlägen. Ers-
te Stufe: Verdopplung des Werbungskos-

Liebe Leserinnen und Leser, 

Vorwort

Schreiben Sie uns einen Leserbrief

So erreichen Sie uns:
Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung der CDU Baden-Württemberg (MIT)
Stammheimer Str. 10, 70806 Kornwestheim 
E-Mail: info@mit-bw.de

Ihre Meinung, Ihre Anregungen – all das ist uns sehr 
wichtig. Senden Sie uns Ihr Feedback zu aktuellen 
Ereignissen und Themen, die Ihnen am Herzen liegen.

Sagen Sie Ihre Meinung

Ihr Einverständnis vorausgesetzt, behalten wir uns vor, Leserbriefe im Wirtschaftsforum zu veröffentlichen.

Bei all diesen hoffnungsfrohen Indikato-
ren bleibt nur zu hoffen, dass wir durch 
ein sicherlich gut gemeintes Gesetz von 
Manuela Schwesig zum Thema „Lohnge-
rechtigkeit“ nicht wie beim Mindestlohn-
gesetz über Gebühr mit zusätzlicher Bü-
rokratie belastet werden. Denn für jeden 
Mittelständler ist klar: Gleiche Bezah-
lung für gleiche Arbeit, völlig unabhängig 
vom Geschlecht. Dafür brauchen wir kein 
neues Gesetz!

Oliver Zander
stv. Landesvorsitzender
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Das duale Ausbildungsmodell und der 
damit verbundene Abschluss hatten u. a.  
den Vorteil eines wirksamen Schutzes 
gegen die Arbeitslosigkeit, sicherten 
also das in Deutschland bestehende 
Wohlstandsniveau. Europaweit gewann 
die deutsche duale Berufsausbildung an 
Aufmerksamkeit und Ansehen als Vor-
bildmodell mit den damit verbundenen 
mannigfaltigen Möglichkeiten. Trifft die-
se These nach Veränderungen der Schul-
politik heute noch zu? Und können wir 
das Niveau halten?

Verschlechterung der schulischen 
Gesamtsituation
Die schulische Grundqualifikation der zu-
künftigen Auszubildenden durch das vor 
ein paar Jahren mit der rot-grünen Poli-
tik eingeführte Gleichstellungssystem in 
den Schulen zeigt deutlich, dass sich die 
Schüler zusehends verschlechtern. Den 
guten Schülern fehlt es an zielgerichteter 
Motivation und Herausforderung. Pa-
rallel wird die Meinung vermittelt, dass 
der Einzelne ohne Anstrengung durch die 
Schule geleitet wird und auf jeden Fall 
zum Schulabschluss kommt; unterstützt 
durch die Abschaffung der Hauptschule 
und die stufenweise Einführung der Wer-
krealschule. Das Ansehen der ursprüng-
lichen Realschule und der Abschluss 
zur Mittleren Reife wurden enorm ge-
schmälert und förderten den „Run“ auf 
die Gymnasien. Durch das Fehlen der 
Grundschulempfehlung wird der Prozess 
verstärkt. Letztendlich liegen nun ein 
erhöhter Trend zum Studium und redu-
ziertes Interesse an einer Ausbildung vor. 
Die stufenweise Einführung der Gemein-
schaftsschulen und das Abschaffen des 
dreigliedrigen Systems führen nach wie 
vor zu einer weiteren Verschlechterung 
der Gesamtsituation. 
Daraus ergibt sich das Fazit der Arbeit-
geber, dass junge Menschen mit viel zu 
hohen Ansprüchen und Erwartungen, 
aber schulisch schlecht vorbereitet in 

Fachkräftemangel

Auswirkungen der Bildungspolitik 
auf die Ausbildung in Betrieben

die Ausbildung starten. Eine Selbstüber-
schätzung, die im schlimmsten Fall mit 
einer Ausbildungs- und Beratungsresis-
tenz gepaart ist. Leider hat sich der An-
schein ergeben, dass ein guter „Mittlere-
Reife“-Abschluss weniger wert ist als ein 
schlechtes Abitur. 

Verändertes Wertesystem  
der Generation Y
Weiter fehlt der Wille zur eigenständigen 
Weiterentwicklung. Im Personalwesen 
heißt es u. a., dass die Schulen eine Schü-
lerschaft von C- bis maximal-B-Playern 
heranziehen, welche auf Anweisung 
schlechte bis befriedigende Arbeit leisten 
können und nicht mehr in der Lage sind, 

über den Tellerrand hinauszuschauen. Die 
Betriebe sehen hier nicht nur den Rück-
gang der zukünftigen A-Player, sondern 
auch die Minderung des zukünftigen 
Fach- und Führungspersonals. Zudem 
zeigt sich im alltäglichen Betriebsablauf, 
dass Schulen und/oder Berufsschulen 
einseitig aufklären, was die Rechte der 
Schüler bzw. der Auszubildenden angeht. 
Vergessen wird das Unterrichten von 
Pflichten. Das veränderte Wertesystem 
der Generation Y ist in jedem Betrieb 
deutlich spürbar. Zusammengefasst heißt 
das für die Betriebe, dass die Jugendli-
chen nicht ausbildungsreif sind! Während 
der Ausbildung zeigen sich hohe Erwar-
tungen, geringe Leistungsbereitschaft 

Angelika Harm, MIT-Landesvorstandsmitglied
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und eine niedrige Belastungstoleranz. Es 
fehlen dadurch Fachkenntnisse und Er-
fahrungen, aber auch soziale Kompeten-
zen. Gefordert wird nach Abschluss der 
Ausbildung ein zu hohes Gehalt für den 
vorhandenen Leistungsstand. 

Die Studie DGB Jugend argumentiert 
mit unattraktiven Ausbildungsplätzen, 
häufigen Überstunden, schlechter Bezah-
lung, einer geringen Ausbildungsqualität 
und fehlenden Perspektiven dagegen. 

Dramatische Personallücken
Tatsache ist, dass der Fachkräftemangel 
kein Märchen ist. Laut einer aktuellen 
Studie zeigen sich bereits dramatische 
Personallücken auf. Besonders bei Be-
rufen innerhalb des Handwerks und der 
Technik, bei IT-Fachkräften, Ingenieuren, 
auch bei Managern und innerhalb der 
Exekutive. Der Alltag für Unternehmen 
zeigt, dass keine geeigneten Fachkräfte 
gefunden werden oder lediglich mit gro-
ßer Zeitverzögerung. Dies begründet sich 
u. a. auch in zu wenig oder gar keinen Be-
werbern, was auch dem demografischen 
Wandel zuzuschreiben ist: Das steigende 
Alter der deutschen Bevölkerung lässt 
das Verhältnis von arbeitenden Personen 
zu den nicht arbeitenden Personen zuse-
hends abnehmen. 

Fachkräftemangel entgegenwirken
Wenn die Unternehmen nicht mehr in 
der Lage sind, Erfolg versprechendes 
Personal auszubilden und/oder auf dem 
Arbeitsmarkt vorzufinden, folgt daraus 
eine verringerte Wettbewerbsfähigkeit 
und Produktivität, eine erhöhte Mitar-
beiterfluktuation und eine schlechte Ar-
beitsmoral. Um dem Fachkräftemangel 
effizient entgegenzuwirken, benötigen 
die Unternehmen – neben eigens entwi-
ckelten Maßnahmen – eine bildungspo-
litische Gesetzgebung, die die Betriebe 
in der Ausbildung und Vorbereitung zur 
Ausbildung unterstützt. Und sie brau-
chen eine veränderte Gesetzgebung bei 
der Zuwanderung für ausländische Fach-
kräfte (!), die einen positiven Einfluss 
auf den demografischen Wandel unserer 
Gesellschaft haben wird. Der Vereinfa-
chungstrend des Schulbildungssystems 
muss aufhören und den aktuellen Gege-
benheiten des Landes angepasst werden.

Angelika Harm, sillenbuch@my-bellissima.de,  

www.bellissima-sillenbuch.de ■

IBB baut ausgezeichnete
Industrie- und Gewerbeobjekte –

mit besten Referenzen und

30 Jahren Erfahrung.

Bestechende Architektur, hervor-
ragende Verarbeitung, effiziente 
und reibungslose Ausführung: und reibungslose Ausführung: 
Es gibt eine Menge Gründe
warum von uns realisierte 
Bauobjekte regelmäßig top 
bewertet werden.

info@ibb-boennigheim.de
www.ibb-boennigheim.de

Industriebau Bönnigheim GmbH+Co.KG
Industriestraße 18
74357 Bönnigheim

Der Fachkräftemangel kostet die 
Unternehmen nahezu 50 Mrd. Euro 
an Umsatzeinbußen. Das zeigt das 
Mittelstandsbarometer von Ernst & 
Young (EY), für das 3.000 mittelstän-
dische Unternehmen in Deutschland 
befragt wurden.

Die Geschäfte im deutschen Mit-
telstand laufen zwar so gut wie seit 
Jahren nicht: Mehr als jeder zweite 
Mittelständler (59 %) ist aktuell 
zufrieden mit der Geschäftslage – das 
ist der höchste Wert seit 2004 (als die 
Studie erstmals durchgeführt wurde). 

Allerdings trübt der Fachkräfteman-
gel die Stimmung: 78 % der Unter-
nehmen geben an, dass es ihnen 
schwerfalle, ausreichend qualifizierte 
Mitarbeiter zu finden – Anfang 2015 

Fachkräftemangel führt zu Umsatzeinbußen 

Aktuelle Zahlen aus 
dem Mittelstand

lag der Wert noch bei 67 %. Der 
Mangel an Arbeitskräften macht sich 
bereits ganz konkret in den Büchern 
der Unternehmen bemerkbar: 53 % 
der Mittelständler beklagen, dass sie 
Aufträge nicht annehmen können, 
weil ihnen geeignete Fachkräfte 
fehlen. Jeder Neunte benennt sogar 
erhebliche Umsatzausfälle von mehr 
als 5 %. Insgesamt dürfte sich der 
Schaden, der dem deutschen Mittel-
stand durch derartige entgangene 
Umsätze entsteht, nach Berechnun-
gen von Ernst & Young auf jährlich 
knapp 50 Mrd. Euro belaufen.

Ein Ende der Negativ-Entwicklung ist 
erst einmal nicht zu erwarten: Allein 
9.000 Lehrstellen im Handwerk sind 
im vergangenen Jahr im Südwesten 
unbesetzt geblieben.
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Das Thema Fachkräftemangel in Deutsch-
land taucht immer wieder als Schlagwort 
auf. Oftmals bleibt die Debatte sehr dif-
fus. Gerne will ich als verantwortlicher 
Bundestagsabgeordneter hier das Prob-
lem erörtern und die Strategie der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion aufzeigen. 

Aktueller Engpass an Fachkräften
In der Tat hängt die Leistungsfähigkeit 
der deutschen Wirtschaft stark vom Po-
tenzial ihrer Fachkräfte ab. 2016 gab es 
in 148 von insgesamt 685 vom Bundes-
wirtschaftsministerium untersuchten 

Strategie der CDU/CSU-Bundestagsfraktion gegen den Fachkräftemangel

Das duale System hat Zukunft

Berufsgattungen Engpässe, in 55 Berufs-
gattungen sogar starke Engpässe. Davon 
sind insbesondere die Berufsfelder „Ge-
sundheit, Soziales und Bildung“, „Ener-
gie, Elektro und Mechatronik“ sowie 
„Bau- und Gebäudetechnik“ betroffen. 
Ein Engpass an Fachkräften ist also nicht 
nur in naturwissenschaftlich-technischen 
Berufen absehbar, sondern insbesondere 
auch in den Bereichen soziale Arbeit, Ge-
sundheit und frühkindliche Erziehung. 
Dieses Problem wird sich in Zukunft 
ohne Gegenmaßnahmen verschärfen. 
Die Hauptursache ist der demografische 
Wandel. Die Zahl der Ausbildungsstellen 
in Mittelstand und Handwerk ist rück-
läufig, insbesondere in Wirtschaftsberei-
chen mit als wenig attraktiv geltenden 
Arbeits- und Ausbildungsbedingungen. 
Hinzu kommt, dass die Anforderungen 
an Fachkräfte steigen werden; insbeson-
dere die Digitalisierung der Wirtschaft 
wird Fachkräften neue Kompetenzen und 
mehr Flexibilität abverlangen. 

Angriff auf das duale System
Ein Fachkräftemangel ist aber aus Sicht 
der CDU und CSU nicht gleichzusetzen mit 
dem Akademikermangel. In regelmäßigen 
Abständen wird Deutschland im interna-
tionalen Vergleich eine zu geringe Akade-
mikerquote attestiert. Die Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD) treibt dies voran.  
Laut OECD seien es im Schnitt 40 % der 

jüngeren Erwachsenen international, 
die einen Studienabschluss erreichen, in 
Deutschland nur knapp 30 %. 

Solche internationalen Vergleichsstu-
dien bilden unser duales System der Be-
rufsausbildung oft unzureichend ab. So 
benötigt etwa eine Krankenschwester 
in den USA einen Bachelor-Abschluss; 
in Deutschland ausgebildete Kranken-
schwestern erbringen aber ohne Stu-
dienabschluss qualitativ gleichwer-
tige Leistungen. Auch dank unseres 
dualen Systems der Berufsausbildung hat 
Deutschland weltweit mit die geringste 
Jugendarbeitslosigkeit. 

Ausbildungsberufe lohnen sich
Doch der ungebremste Trend zu Abitur 
und Studium und die insbesondere von 
den SPD, Grünen und Linken immer wie-
der kolportierte Fehldiagnose eines Aka-
demikermangels gefährden die Zukunft 
des dualen Systems. Es wäre falsch, die 
deutschen Ausbildungsberufe pauschal in 
Studiengänge zu überführen. Der Verlust 
an Praxisbezug wird zu einem Qualitäts-
verlust der Ausbildung führen. Richtig ist, 
dass kaum ein Studienabsolvent arbeits-
los wird. Allerdings schützt eine abge-
schlossene Berufsausbildung junge Men-
schen inzwischen fast genauso gut vor 
der Arbeitslosigkeit. Wir müssen jungen 
Menschen auch klarmachen, dass nicht 
jedes Studium automatisch zu besseren 
Gehältern und Arbeitsbedingungen führt 
als eine Ausbildung. Ein Studienabsolvent 
der Geisteswissenschaften, der sich von 
einer zeitlich befristeten projektbezo-
genen Stelle zur nächsten hangelt, wird 
finanziell nicht besser dastehen als ein 
Auszubildender, der etwa in einem Hand-
werksbetrieb Karriere macht und seine 
Meisterprüfung absolviert. 

Bewältigung des Fachkräftemangels
CDU und CSU stehen für eine Stärkung 
des dualen Systems als zentralen Ansatz 
zur Lösung des Problems. Wir wollen etwa 
durch den Deutschen Qualifikationsrah-
men (DQR) dazu beitragen, der berufli-
chen Bildung neben der akademischen Bil-

Schwerpunkt

Dr. Stefan Kaufmann MdB, Obmann der CDU/
CSU-Fraktion im Ausschuss für Bildung, Forschung 
und Technikfolgenabschätzung des Deutschen 
Bundestages, Kreisvorsitzender der CDU Stuttgart
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dung gleiches Gewicht zu geben. Gezielt 
geförderte Informationskampagnen sol-
len es insbesondere kleinen und mittle-
ren Unternehmen ermöglichen, für eine 
Ausbildung zu werben. Maßnahmen zur 
kontinuierlichen Weiterqualifizierung 
sowie die Stärkung des Meister-BAföGs 
sollen die Aufstiegsmöglichkeiten bei 
den Ausbildungsberufen stärken. 

Wir stehen für eine Stärkung der 
MINT-Bildung – also der Bildung in na-
turwissenschaftlichen und technischen 
Fächern – und wollen insbesondere 
Mädchen und Frauen an die MINT-Be-
rufe heranführen. Für uns ist auch klar, 
dass ausländische Fachkräfte das Pro-
blem abmildern können. Insbesondere 
den Zuzug von EU-Ausländern mit ent-
sprechender Qualifikation wollen wir 
fördern. Das betrifft die Anerkennung 
ausländischer Berufsabschlüsse und die 
Unterstützung beim Erlernen der deut-
schen Sprache. 

Flüchtlingspolitik eignet sich nicht 
zur Fachkräftegewinnung
Bei Flüchtlingen und Asylbewerbern mit 
guter Bleibeperspektive kann mithilfe 
verschiedenster Maßnahmen wie der 
Kompetenzerfassung, Nachqualifizie-
rungsmaßnahmen, Sprach- und Integra-
tionskursen oder ergänzender Beratung 
eine Integration in den Arbeitsmarkt 
gelingen. Aus meiner persönlichen Sicht 
sollte im Bereich der Flüchtlinge aber 
nichts beschönigt werden. Dieser Pro-
zess braucht Zeit und kostet Geld. Das 
gilt für Staat und Unternehmen gleicher-
maßen. Die Asyl- und Flüchtlingspoli-
tik eignet sich nicht als Instrument zur 
Fachkräftegewinnung, wie es von linker 
Seite immer wieder gerne behauptet 
wird. Ausländische Fachkräfte werden 
wir in erster Linie nicht über die Flücht-
lingspolitik, sondern über ein an unseren 
Bedürfnissen orientierten Einwande-
rungsgesetz gewinnen können. Hierfür 
setze ich mich ein.

Dr. Stefan Kaufmann MdB,  

stefan.kaufmann@bundestag.de,  

www.stefan-kaufmann.de ■

Seit zehn Jahren prognostiziert der IHK 
Fachkräftemonitor für Baden-Würt-
temberg einen deutlichen Rückgang 
und eine Alterung des Fachkräftean-
gebots. Vor allem kleine und mittlere 
Unternehmen sehen sich kurz- und mit-
telfristig großen Herausforderungen 
gegenüber, für die sie nachhaltige Lö-
sungen finden müssen – oft ohne ent-
sprechenden Rückhalt aus der Politik. 

Gesetzliche Regelungen mittelstän-
dischen Unternehmen anpassen
Die Fleischerei- & Gastronomie-Service 
Baden eG ist ein mittelständisches 
Unternehmen im Ortenaukreis. Wir 
beschäftigen 107 Mitarbeiter in sehr 
unterschiedlichen Bereichen: Logistik, 
Vertrieb, Verwaltung und IT sowie na-
türlich auch im Metzgerhandwerk. Eng-
pässe beim Fachpersonal stellen wir 
momentan vor allem in unserem Fuhr-
park fest. Dies liegt einerseits an den 
hohen Kosten für die entsprechende 
Kraftfahrausbildung, andererseits auch 
an gesetzlichen Hürden wie etwa der 
Anerkennung ausländischer Führer-
scheine oder Zertifikate.
In nächster Zukunft erwarten wir dar-
über hinaus auch Probleme, Fachper-
sonal aus dem Metzgerhandwerk zu 
generieren. Gerade bei gesetzlichen 
Regelungen und anstehenden Neue-
rungen sollte es daher darauf ankom-
men, zwischen großen Konzernen 
sowie kleinen und mittelständischen 
Unternehmen zu differenzieren, um 
diese nicht zusätzlich zu überfordern. 

Hohe Erwartungen bei  
der Arbeitgeberwahl
Als mittelständisches Unternehmen 
müssen wir auch selbst immer wieder 
daran arbeiten, uns für die Zukunft zu 
positionieren. Die Erwartungen zukünf-
tiger Arbeitnehmer haben sich in den 
vergangenen Jahrzehnten stark verän-
dert. Nicht nur das Gehalt und Urlaubs-
tage spielen heute eine übergeordnete 

Ein Beispiel aus dem Metzgerhandwerk

Die neue Erwartungshaltung 
der Arbeitnehmer

Rolle bei der Berufs- und Arbeitgeberwahl, 
sondern vor allem auch das Betriebskli-
ma, die Flexibilität der Arbeitszeiten, Auf-
stiegschancen und ein anspruchsvolles 
Aufgabenfeld. Als Arbeitgeber reagieren 
wir daher entsprechend mit Fortbildungs- 
und Coaching-Angeboten, leistungsge-
rechter Entlohnung und modernen Ar-
beitsplätzen. In den Ausbildungsberufen 
setzen wir auf die Schaffung zusätzlicher 
Ausbildungsplätze. Innerhalb von sieben 
Jahren ist es uns gelungen, unsere Ausbil-
dungsplätze von einem auf nunmehr fünf 
zu steigern. Mittlerweile beschäftigen wir 
zudem auch einen DHBW-Studierenden. 

Gut aufgestellt als  
attraktiver Arbeitgeber
Die Technologie müssen wir uns dort, wo 
es sinnvoll ist, weiterhin nutzbar machen, 
etwa bei der Prozessoptimierung und Ef-
fizienzsteigerung. Automatisierung ist in 
unserem Unternehmen nur in einem sehr 
begrenzten Maß möglich. Daher werden 
wir auch weiterhin auf professionelles 
Fachpersonal setzen. Mit einer voraus-
schauenden Planung, einer optimalen 
Nutzung der Technologie und der Bereit-
schaft, sich immer wieder neues Wissen 
anzueignen, ist man auch in der Zukunft 
als attraktiver Arbeitgeber aufgestellt.

 Volker Schmitt, info@fgs-baden.de,  

www.fgs-baden.de ■

Schwerpunkt

Volker Schmitt, Vorstandsvorsitzender und  
Aufsichtsratsvorsitzender der Fleischerei- und 
Gastronomie-Service Baden eG
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Der Arbeitsmarkt ist stark wie nie. Seit 
2011 steigt die Zahl der Beschäftigten 
kontinuierlich. Ende 2016 belief sich die 
Zahl der sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigten auf über 31 Mio. Analog 
hierzu bleibt die Arbeitslosigkeit zwi-
schen 5 und 6 % konstant niedrig, in Ba-
den-Württemberg liegt sie nicht einmal 
bei 3,6 %, und in Europa hat Deutschland 
die niedrigste Jugendarbeitslosigkeit 
überhaupt. Diese komfortable Situation 
verführt zu politischen Entscheidungen, 
die sich als gefährlicher Bumerang erwei-
sen können.

Freiheit, Wettbewerb und  
Selbstverantwortung
Wenn wir als CDU unseren Auftrag als 
Mittelstandspartei und unsere Zielset-
zung in der Schaffung von Wachstum 
sowie Beschäftigung ernst nehmen, dann 
müssen wir unseren Blick auf die Realität 
richten. Wir müssen den Arbeitsmarkt 
wieder als das begreifen, was er ist, näm-
lich ein Markt und nicht das sozialpoliti-
sche Betätigungsfeld des Staates. Markt 
bedeutet für mich Soziale Marktwirt-
schaft im traditionellen Verständnis von 
Ludwig Erhard: Freiheit, Wettbewerb und 

Die Luft wird dünner auf dem Arbeitsmarkt

Ordnungsrecht bremst Mittelstand aus

Selbstverantwortung. Der Staat setzt 
Rahmenbedingungen, damit sich Unter-
nehmen frei, aber fair im Markt bewegen 
können. Freier Wettbewerb sorgt für In-
novation, wirtschaftlichen Erfolg und so-
zialen Ausgleich. Deshalb können wir als 
CDU mit einigen Entscheidungen aus der 
Vergangenheit nicht zufrieden sein. Pro-
bleme werden bei unseren mittelständi-
schen Unternehmen abgeladen, obwohl 
sie von der Politik gelöst werden sollten. 
Das bedeutet mehr Bürokratie, mehr 
Aufwand und mehr Kosten. Viele unserer 
mittelständischen Unternehmer fühlen 
sich durch aktuelle Gesetze gegängelt 
und verdächtigt.

Entgeltgleichheitsgesetz und  
Frauenquote greifen zu stark ein
Die Aufgabe des Staates liegt nicht da-
rin, Gleichheit in Unternehmen herzu-
stellen. Das können die Unternehmer 
selbst viel besser, insbesondere dann, 
wenn die staatlichen Vorgaben ihre Wir-
kung verfehlen. Zum Beispiel löst das 
Entgeltgleichheitsgesetz das eigentliche 
Problem, nämlich die Lohnunterschiede 
zwischen Männern und Frauen, nicht. 
Darüber hinaus stellt sich im Hinblick auf 

den Fachkräftemangel und dem damit 
verbundenen Ringen der Unternehmen 
um die schlauesten Köpfe des Landes die 
Frage nach Entgeltgleichheit nicht. Auch 
die Frauenquote greift massiv in die Ver-
tragsfreiheit und die Eigentumsrechte 
der Unternehmen ein. Beide Maßnahmen 
sind ein Misstrauensvotum gegenüber 
jedem einzelnen Unternehmen bei uns in 
Deutschland. Lohndiskriminierung und 
Diskriminierung im Allgemeinen werden 
somit nicht als kritische Einzelfälle, son-
dern als grundsätzliches Instrument der 
Unternehmenspolitik angesehen. Des-
halb müssen wir uns als Partei darauf be-
sinnen, was wir sind: Wir sind die Partei, 
die den Grundsatz des Eigentums vertei-
digt und den Menschen in ihrem Handeln 
etwas zutraut.

Fachkräfte sichern 
Wettbewerbsfähigkeit
Sozial ist nicht das, was am meisten Bü-
rokratie und Kosten verursacht, sondern 
das, was Arbeitsplätze schafft. Aus die-
sem Grund sollten wir uns vielmehr auf 
die Schaffung von Arbeitsplätzen und 
vor allem auf die Voraussetzungen für 
diese konzentrieren. Die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit unserer Unter-
nehmen in Baden-Württemberg wird in 
erster Linie durch ihr gut qualifiziertes 
Fachpersonal gewährleistet. Deshalb 
sind ausreichend Fachkräfte für unsere 
zukünftige Wettbewerbsfähigkeit und 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit maß-
geblich. Die Verfügbarkeit aber auch die 
Qualifikation der Fachkräfte müssen si-
chergestellt werden. Deshalb gilt es auf 
der einen Seite, Überregulierung zu ver-
hindern und auf der anderen Seite Büro-
kratie abzubauen. 

240.000 Fachkräfte pro Jahr fehlen
Laut einer IHK-Studie fehlen in den kom-
menden Jahren 17.000 Akademiker, 
13.000 Gesellen und 43.000 Meister, 
Techniker sowie Fachkaufleute. Zwischen 
2016 und 2030 werden durchschnittlich 
240.000 Fachkräfte pro Jahr fehlen. Da-
mit stehen unsere Aufgaben eigentlich 
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fest. Nicht eine weitere Verschärfung des 
Mindestlohns muss angegangen werden, 
sondern die Verbesserung des Zugriffs 
auf neue gut ausgebildete Fachkräfte: 
schulische Bildung, Ausbau des Kinderbe-
treuungsangebots, lebenslanges Lernen, 
Flexibilisierung des Renteneintrittsalters.

Schlechtes Bildungsniveau  
schadet den Unternehmen
Bildung ist die wichtigste Ressource un-
seres Landes. Bis zum Regierungswechsel 
2011 in Baden-Württemberg dachte ich, 
dass unser Bildungssystem robust sei. 
Doch die fünf Jahre unter der grün-roten 
Landesregierung belehrten mich eines 
Besseren. Unser einstiges Bildungsspit-
zenland Baden-Württemberg hat sich in 
kürzester Zeit vom Einserschüler zum 
Sitzenbleiber entwickelt. Die jüngsten 
Ergebnisse der Vera-8-Vergleichsstudie 
und der IQB-Studie zeigen, dass unsere 
Schüler im Land in den grundlegenden 
Kompetenzen, wie Mathematik und Le-
sen, nicht einmal mehr Mittelmaß sind. 
Das schadet nicht nur unserem Bildungs- 
standort, sondern vor allem unseren Un-
ternehmen im Land. Denn wo sollen sie den 
jungen Menschen eine Berufs-perspektive 

geben, wenn das Niveau in den Kernkom-
petenzen kontinuierlich abnimmt? Das 
heißt, unsere Unternehmen haben nicht 
nur mit einem zunehmenden Fachkräfte-
mangel, sondern auch mit einem schlech-
ten Bildungsniveau unserer Jugendlichen 
zu kämpfen. Deshalb ist es notwendig, 
unsere Bildungspolitik wieder stärker an 
unseren Unternehmen auszurichten. Wir 
müssen verstärkt über die Vorteile einer 
Ausbildung bzw. dualen Ausbildung in den 
Schulen informieren. Zusätzlich muss eine 
ehrliche Bilanz der Leistung der Gemein-
schaftsschule gezogen werden.

Erhalt des differenzierten Schulsystems
Die Schüler an den Gemeinschaftsschu-
len sind nachweislich leistungsschwächer 
als an anderen weiterführenden Schulen. 
Auf die Gemeinschaftsschule wechselten 
im Schuljahr 2016/17 über 64 % der Kin-
der mit einer Grundschulempfehlung für 
die Haupt- bzw. Werkrealschule. Ein wei-
teres Viertel hatte eine Empfehlung für 
die Realschule und nur knapp über 8 % 
für das Gymnasium. Diese Entwicklung 
ist ein klares Signal für den Erhalt des 
Gymnasiums und für das differenzierte 
Schulsystem. 

Fortführung des Meisterbriefs
Jeder wird am Arbeitsmarkt gebraucht, 
aber nicht jeder muss studiert haben. 
Errungenschaften im deutschen Ausbil-
dungswesen wie der Meisterbrief dürfen 
nicht sorglos vernachlässigt werden. Denn 
er ist nicht nur ein Qualitätsmerkmal für 
unser Handwerk, sondern insgesamt für 
das deutsche Ausbildungssystem. Des-
halb ist es notwendig, eine verfassungs- 
und auch europarechtliche Regelung für 
Fortführung des Meisterbriefs der 53 be-
troffenen Berufe zu finden. 

Leistungsorientierte Bildungspolitik
In der Gesellschaft fehlt das Bewusstsein 
für Leistungsorientierung. Vor allem in 
der Bildungspolitik geht es darum, die 
Leistungsmotivation des Einzelnen zu 
erhöhen. Wir müssen Abstand vom Ver-
ständnis für Verteilungsgerechtigkeit 
nehmen und zukünftig wieder verstärkt 
auf Chancengerechtigkeit setzen. Ich bin 
überzeugt, dass unsere baden-württem-
bergische Kultusministerin Dr. Susanne 
Eisenmann nun zügig und ideologiefrei 
eine Analyse des Bildungssektors vor-
legt. Sie wird die richtigen Maßnahmen 
ergreifen, um eine leistungsorientierte 
und pragmatische Bildungspolitik voran-
zutreiben. Hierzu braucht es aber auch 
die Unterstützung und das Wissen unse-
rer Unternehmen. 

Hürde durch staatliche  
Vorgaben mindern
Die zukünftigen Herausforderungen wie 
der demografische Wandel, die Rente, der 
Pflege- und Fachkräftemangel sind ein ge-
samtwirtschaftliches Projekt. Hierfür muss 
die Politik dem Mittelstand die notwendi-
ge Perspektive geben, um langfristig den 
Wohlstand in unserem Land zu sichern. 
Mehr denn je müssen wir uns von der 
Überzeugung leiten lassen, dass nicht der 
Staat, sondern Unternehmer und Bürger 
wissen, was gut für sie ist. Deshalb muss 
die Politik wieder mehr zur Eigeninitiative 
anregen, um die Leistungsmotivation zu 
erhöhen und die Hürden durch staatliche 
Vorgaben zu mindern. Dafür sind faire Be-
dingungen, der Abbau der Staatsverschul-
dung wie der Abgabenlast und die Förde-
rung von Investitionen notwendig.

Thomas Bareiß MdB,  

thomas.bareiss.ma04@bundestag.de,  

www.thomas-bareiss.de ■

Thomas Bareiß MdB
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MIT vor Ort

Aus den Kreisen & Bezirken

MIT Alb-Donau-Ulm www.mit-alb-donau-ulm.de

MIT Baden-Baden/Rastatt www.mit-mittelbaden.de

MIT Biberach 

MIT Böblingen www.mit-boeblingen.de

MIT Bodensee www.mit-bodenseekreis.de

MIT Breisgau-Hochschwarzwald 
www.mit-breisgau-hochschwarzwald.de

MIT Calw/Freudenstadt www.mit-cw-fds.de

MIT Emmendingen www.mit-emmendingen.de

MIT Esslingen www.mit-esslingen.de

MIT Freiburg www.mit-freiburg.de

MIT Göppingen www.mit-gp.de

MIT Heidelberg www.mit-heidelberg.de

MIT Heidenheim  

MIT Heilbronn

MIT Hohenlohe www.mit-hohenlohe.de

MIT Karlsruhe www.mit-karlsruhe.de

MIT Karlsruhe Land www.mit-karlsruhe-land.de

MIT Konstanz www.mit-konstanz.de

MIT Lörrach

MIT Ludwigsburg www.mit-ludwigsburg.de

MIT Main-Tauber-Kreis www.mit-main-tauber.de

MIT Mannheim www.mit-mannheim.de

MIT Neckar-Odenwald www.mit-neckar-odenwald.de

MIT Ortenau

MIT Ostalb www.mit-ostalb.de 

MIT Pforzheim www.mit-pforzheim.de

MIT Ravensburg www.mit-ravensburg.de

MIT Rems-Murr www.mit-remsmurr.de

MIT Reutlingen 

MIT Rhein-Neckar www.mit-rhein-neckar.de

MIT Rottweil

MIT Schwäbisch Hall www.mit-sha-kv.de

MIT Schwarzwald-Baar 

MIT Sigmaringen 

MIT Stuttgart www.mit-stuttgart.de

MIT Tübingen

MIT Tuttlingen

MIT Waldshut

MIT Zollernalb www.mit-zollernalb.de

MIT Nordbaden www.mit-nordbaden.de

MIT Nordwürttemberg www.mit-nordwuerttemberg.de

MIT Südbaden www.mit-suedbaden.de

MIT Württemberg-Hohenzollern www.mit-wueho.de

MIT Deutschland www.mit-deutschland.de

MIT Baden-Württemberg www.mit-bw.de

SOS Mittelständler in Not e. V. www.mittelstaendler-in-not.de

Wie jedes Jahr am Nikolaustag traf sich die MIT Stuttgart zum 
Nikolaus-Stammtisch. Es ist die Gelegenheit, einen Rückblick 
auf das vergangene Jahr und die Aktivitäten der MIT Stuttgart 
zu werfen, sich mit netten Leuten bei gutem Essen und entspre-
chenden Getränken zu unterhalten, Gedanken auszutauschen, 
gemeinsam politische und wirtschaftliche Überlegungen anzu-
stellen, neue Kontakte zu knüpfen – kurz, den Sinn der Mittel-
standsvereinigung mit Leben zu erfüllen. 

Und wie immer hatte der Nikolaus dafür gesorgt, dass jeder 
einen kleinen Gruß von ihm mit nach Hause nehmen und sich 
damit auf Weihnachten einstimmen konnte.

Ute Dick, Ute.dick@t-online.de, www.mit-stuttgart.de ■

MIT Stuttgart 

Rückblick auf den  
Nikolaus-Stammtisch

Holz Brandschutz!
FireSec® - Mehr Sicherheit für ö�entliche Gebäude.

Mehrzweckhalle

Holz-Brüner GmbH · D 78199 Bräunlingen/Schwarzwald
Fon +49 771 9209-0 · Fax -20 · info@�resec-brandschutz.de 

firesec-brandschutz.de

Sporthalle

Kindergarten

Versammlungsstätte
Museum & Theater

AZ_FireSec_Kommunal_90x85mm4c_coated.pdf   1   03.06.16   11:35

Gedankenaustausch im festlichen Rahmen



11Ausgabe 1-2017

Titel RubrikAus den Kreisen & Bezirken

Rund 80 Unternehmer aus der Region folgten der Einladung 
der MIT Mittelbaden in den großen Veranstaltungsraum der 
Geroldsauer Mühle. Die MIT-Vorsitzende Dr. Anemone Bippes 
konnte die Redner des Abends, die Oberbürgermeisterin der 
Stadt Baden-Baden Margret Mergen und den Bundestagsab-
geordneten Kai Whittaker, begrüßen. Auch fanden zahlreiche 
Mitglieder von Kommunalparlamenten aus der Region den Weg 
nach Baden-Baden Geroldsau.

Forderung nach Bürokratieabbau
Die anstehende Bundestagswahl zog sich wie ein roter Faden 
durch die Veranstaltung. „Am 24. September steht viel auf dem 
Spiel. Deutschland steht sehr gut da. Das dürfen wir nicht ver-
gessen. Und wir dürfen nicht zulassen, dass Populisten unser 
Land, unsere Region und unsere Stadt schlechtreden. Schon gar 
nicht in Bühl, Rastatt und Baden-Baden“, so Dr. Anemone Bippes 
in ihrem Grußwort. Der MIT-Bezirksvorsitzende Rolf Buttkus er-
gänzte in seinem Statement, dass „der Mittelstand in Deutsch-
land der Motor unseres wirtschaftlichen Erfolgs ist“. Dem müsse 
die Politik Rechnung tragen. Insbesondere forderte er Bürokra-
tieabbau und eine steuerliche Entlastung des Mittelstands.

Förderung der Wirtschaft in der Politik
Margret Mergen kündigte an, nach Jahren der Förderung von 
Tourismus und Kultur die Wirtschaft stärker in den Mittelpunkt 
ihrer Politik für Baden-Baden zu rücken. Nach einer nahezu voll-
ständigen Vergabe der Gewerbegrundstücke in Oos-West sollen 
neue Areale ausgewiesen werden. Damit wird das Ziel verfolgt, 
zukunftsorientierte Unternehmen mit vielen Mitarbeitern in Re-
lation zur Fläche anzusiedeln. Hierfür sei auch die Ausweisung 
neuer Wohngebiete im Westen von Baden-Baden mit für Fami-
lien bezahlbaren Grundstückspreisen Voraussetzung. Der Touris-
musstandort Baden-Baden entwickelt sich nach wie vor sehr po-
sitiv. Ein besonderes Highlight sei in diesem Jahr der G20-Gipfel. 
Margret Mergen endete mit dem Angebot zum Dialog und der 
Freude auf die Zusammenarbeit mit der MIT in diesen Themen.

MIT Baden-Baden/Rastatt

Wirtschaft trifft Politik

Interessen des Mittelstands im Wahlprogramm
Der Bundestagsabgeordnete Kai Whittaker erinnerte daran, 
dass der Freihandel in der Menschheitsgeschichte seit jeher die 
Grundlage für Frieden und wirtschaftlichen Wohlstand war und 
ist. „Menschen, die miteinander handeln, führen keine Kriege ge-
geneinander.“ Die USA und die EU sind die größten Märkte auf 
der Erde und sollten gemeinsam Standards setzen, für sich selbst 
und andere, die künftig daran teilhaben wollen. Whittaker beton-
te, dass die Interessen des Mittelstands einen großen Stellenwert 
im Wahlprogramm der Union hätten. So werde es mit der Union 
keine Vermögenssteuer oder eine Verschärfung der Erbschaft-
steuer geben. Die Union stehe für eine vernünftige Wirtschafts- 
und Sozialpolitik. Investitionen sollen durch eine beschleunigte 
Planung und Genehmigung in der Zukunft gefördert werden. Die 
Reform des Einwanderungsrechts soll qualifizierte und steuerba-
re Zuwanderung aus Nicht-EU-Ländern ermöglichen. Dies trage 
dazu bei, die Sozialversicherungssysteme zukunftsfest zu ma-
chen und das Problem des Fachkräftemangels zu lösen. 

Getreu dem Veranstaltungsmotto „Wirtschaft trifft Politik“ 
fanden nach den einführenden Reden Gespräche in einer lo-
ckeren Atmosphäre bei Wein und Traubensaft von MIT-Mitglied 
Robert Schätzle, Weingut Schloss Neuweier, statt. Untermalt 
wurde die Veranstaltung vom Saxophon-Duett „Happy-Sax“ der 
städtischen Schule für Musik und darstellende Kunst Bühl mit 
Lena Geiger und Lara Grass. 

Rainer Gärtner, rainer.gaertner@unicredit.de, www.mit-mittelbaden.de ■

Auszeit in Lateinamerika.
Erleben Sie Reisen vom Spezialisten.

Wunder der Anden
15 Tage Rundreise Bolivien, Chile, Argentinien, von Santa 
Cruz nach Salta, Abreise täglich möglich, ab EUR 4.078,--   
webcode 78114

Chile deluxe 
13 Tage Rundreise von Santiago de Chile nach Calama, 
Abreise täglich möglich, ab EUR 5.660,-- 
webcode 46600

Karawane Reisen GmbH & Co. KG · Schorndorfer Str. 149 · 71638 Ludwigsburg 
Tel +49 (0) 7141 2848-0 · info@karawane.de · www.karawane.de

(Von links) Dirk Walter, Klaus Kober, Kai Whittaker MdB, Oberbürger-
meisterin Margret Mergen, Dr. Anemone Bippes und Rolf Buttkus
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Der Neujahrsempfang in Herrenberg wurde von der CDU Her-
renberg gemeinsam mit dem MIT-Kreisverband Böblingen und 
der Jungen Union Herrenberg und Gäu gestaltet. „Einigkeit und 
Recht und Freiheit“ – das war das Leitmotiv, unter dem Wolf-
gang Freiherr von Stetten, Landesvorsitzender der Senioren-
Union, referierte. 

Generationsgerechtigkeit als Thema in Herrenberg
Der Empfang wurde durch die Begrüßung des CDU-Vorsitzen-
den und MIT-Mitglieds Swen Menzel eingeleitet, der die Unter-
schiede zwischen Faktischem und Postfaktischem darlegte und 
gerade in unübersichtlichen Zeiten für Differenzierung und Ehr-
lichkeit warb. „Es ist richtig, dass das Mittelmeer kein Friedhof 
werden darf. Weihnachtsmärkte dürfen aber auch kein Fried-
hof werden!“, so Menzel. Marc Biadacz, der CDU-Kandidat für 
den Bundestag, warb um Unterstützung für einen spannenden 
Wahlkampf. Biadacz bezeichnet sich als konservativ und mo-
dern und freut sich auf weitere Begegnungen. 

MIT Böblingen

Start mit zwei Neujahrsempfängen 
in Herrenberg und Leonberg

Werte und Generationengerechtigkeit waren die Themen von 
Wolfgang Freiherr von Stetten. Er sprach, wie von ihm bekannt, 
mit klaren Worten. Die Flüchtlingspolitik von Angela Merkel in 
den letzten Jahren nannte er „einen korrigierbaren Fehler“. „Ich 
fordere eine Asylpolitik mit einer Obergrenze für Wirtschafts-
flüchtlinge und ohne für Menschen, die ihr nacktes Leben ret-
ten.“ Das Klarinetten-Ensemble der Musikschule Herrenberg 
bot den feierlichen Rahmen der Veranstaltung, der mit gemein-
samem Singen von Einigkeit und Recht und Freiheit ausklang.

Neujahrsempfang in Leonberg
Ende Januar folgte der Neujahrsempfang der CDU Leonberg, 
der ebenfalls gemeinsam mit dem MIT-Kreisverband Böblingen 
sowie der Jungen Union, Frauen Union und Senioren-Union 
ausgerichtet wurde. Eröffnet wurde die Veranstaltung durch 
die Stadtverbandsvorsitzende Sabine Kurtz MdL, die neben 
der in Leonberg anstehenden OB-Wahl auch das Thema Asyl in 
ihrer Rede ansprach. Der Hauptredner Professor Dr. Wolfgang 
Reinhart, Fraktionsvorsitzender der CDU Landtagsfraktion in 
Baden-Württemberg, sprach über die Vorzüge in Deutschland.

In Baden-Württemberg herrsche quasi Vollbeschäftigung. Als 
Innovationsregion rangiere das Land noch vor Bayern und der Re-
gion Île-de-France rund um Paris. Das gesunde Wirtschaftswachs-
tum der vergangenen Jahre setze sich fort: „Uns geht es gut, die 
Stimmung ist schlechter als die Lage.“ Ausländische Wissenschaft-
ler würden Deutschland in Sachen Lebensqualität, Wohlstand und 
Wirtschaft bisweilen als „das beste Land der Welt“ bezeichnen.

Die Veranstaltung fand im Evangelischen Gemeindezentrum 
in Leonberg-Eltingen statt. Als Gastgeber empfahl Pfarrer Den-
nis Müller den Christdemokraten, sich von Jesus inspirieren 
zu lassen: „Jesus sprach in einfachen Bildern und erzählte Ge-
schichten, die das Volk verstand.“ Dennoch seien Lösungen al-
les andere als einfach: „Oder ist Feindesliebe mainstreamfähig?“

Oliver Zander, mail@oliver-zander.de, www.mit-boeblingen.de ■

(Von links) Dr. Dr. Matthias Kaufmann, Sabine Kurtz MdL, Clemens Binninger 
MdB, Prof.  Dr. Wolfgang Reinhart MdL,  Marc Biadacz, Matthias Mischo,  
Elke Stauber, Oliver Zander
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Der MIT-Kreisverband Böblingen erlebte und gestaltete ein 
ereignisreiches und erfolgreiches Jahr. Neben dem Landtags-
wahlkampf standen ein Messebesuch, eine Podiumsdiskussion 
und verschiedene Vorträge auf dem Programm. Gestärkt und 
motiviert blicken die MITler aus dem Landkreis Böblingen in ein 
neues Jahr.

Besuch des Höchstleistungsrechenzentrums Stuttgart
Im Januar 2016 besuchten etwa 20 Mitglieder der MIT Böb-
lingen das Höchstleistungsrechenzentrum Stuttgart (HLRS) 
der Universität Stuttgart. Vorausgegangen war eine Einladung 
durch Prof. Michael Resch, den Direktor des HLRS. Das HRLS 
bietet beeindruckende Möglichkeiten, um mittelständische Un-
ternehmen bei komplexen Simulationen und Berechnungen zu 
unterstützen. Hierfür sind jedoch schnelle Datenverbindungen, 
idealerweise basierend auf Glasfaserleitungen, eine wichtige 
Voraussetzung.

Arbeit der Zukunft – Zukunft der Arbeit mit Thomas Strobl
Der MIT Kreisverband richtete im März 2016 im Schulungszent-
rum der permatrade Wassertechnik GmbH einen Themenabend 
zur Arbeitswelt von morgen aus. Hauptredner war Thomas  
Strobl. Im Fokus seiner Rede stand die digitale Revolution, die 
viele Bürger verunsichert. Die CDU nimmt das ernst, sagt aber 
auch: Angst war noch nie ein guter Ratgeber. Die Union sieht 
die Digitalisierung vor allem als ein Instrument persönlicher 
Freiheit und freien Wettbewerbs. Die wichtigste Frage ist je-
doch: Wie kann der Wandel gelingen?

„Mittelstand – der Motor der Wirtschaft“  
mit Dr. Carsten Linnemann MdB und Enno Hesse 
Auf dem Höhepunkt des Landtagswahlkampfs hatte die MIT 
ebenfalls im März 2016 ins Autohaus Weeber in Herrenberg zur 
Veranstaltung unter dem Motto „Was braucht der Mittelstand 
im Kreis Böblingen, um auch in Zukunft erfolgreich zu sein?“ 
eingeladen. Vor etwa 70 Zuhörern und begleitet von Beiträgen 
des Schauspielers und Musikers Enno Hesse, forderten Dr. Cars-
ten Linnemann, Bundestagabgeordneter und Bundesvorsitzen-
der der MIT, Sabine Kurtz, Landtagsabgeordnete und CDU-Kan-
didatin für den Wahlkreis Leonberg-Böblingen-Weil der Stadt, 
und Oliver Zander, MIT-Kreisvorsitzender und Mitglied des 
MIT-Bundesvorstands, eine politische Rückbesinnung auf die 
Bedeutung der mittelständischen Wirtschaft ein.

MIT:Futura 
Nach dem erfolgreichen Debüt im Jahr 2015 ging die 
MIT:FUTURA, eine Veranstaltung für Start-up-Unternehmen im 
Juli 2016 in Berlin, in die zweite Runde. Anwesend waren rund 

MIT Böblingen

Rückblick auf ein 
aktives Jahr 2016

600 Gäste aus den Bereichen Start-up, Mittelstand, Forschung, 
Politik, Wirtschaft, Verbände, VC, Institutionen und Hochschu-
len. Der MIT-Kreisverband Böblingen war gemeinsam mit dem 
Leonberger Unternehmen SCIT auf der MIT:Futura vertreten. 

Podiumsdiskussion TTIP 
Der MIT-Kreisverband veranstaltete im Oktober 2016 gemein-
sam mit der Jungen Union, der Frauen Union und dem CDU-
Kreisverband in Leonberg-Höfingen eine Diskussionsrunde 
zum umstrittenen Freihandelsabkommen TTIP. Mehr als 100 
Teilnehmer folgten der Diskussion und nahmen regen Anteil da-
ran. Teilnehmer waren aufseiten der TTIP Befürworter der CDU-
Europaabgeordnete Daniel Caspary, der als Koordinator für sei-
ne Fraktion im Ausschuss für internationalen Handel tätig war. 
Aufseiten der TTIP-Gegner diskutierten Cornelia Tausch, Vor-
stand der Verbraucherzentrale Baden-Württemberg, und Gott-
fried Härle, Geschäftsführer der Brauerei Clemens Härle und 
einer der Initiatoren der Initiative „KMU gegen TTIP“. Durch die 
Veranstaltung führte der MIT-Kreisvorsitzende Oliver Zander.

Literarischer Abend mit Enno Hesse
Unter dem Motto „Der Kreislauf der Dinge“ gestaltete Enno Hes-
se gemeinsam mit MIT-Mitgliedern einen sehr gelungenen atmo-
sphärischen Abend im Antiquitätenhaus Krug in Schönaich.

Oliver Zander, mail@oliver-zander.de, www.mit-boeblingen.de ■
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(Von links) Thomas Holderrieth, Sabine Kurtz MdL,  
Innenminister Thomas Strobl, Michael Sautter, Oliver Zander
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Nach den Neuwahlen bei MIT Heidelberg 
gibt es eine neue Führung: Kreisvorsit-
zender ist jetzt Tilo Müller. Der 55-jährige 
selbstständige Unternehmensberater und 
„Wegbereiter für Mittelstand und Banken“ 
wurde bei der Mitgliederversammlung 
Mitte Januar einstimmig gewählt. Er ge-
hört seit vielen Jahren der MIT Heidelberg 
und dem Bezirksvorstand der MIT Nord-
baden an. Daneben engagiert er sich als 
stellv. Kreisvorsitzender der KPV Heidel-
berg in der Kreis-CDU und als Fraktions-
vorsitzender im örtlichen Bezirksbeirat 
der Stadt. In der letzten LT-Wahlperiode 
leitete er die Arbeitsgruppe „Baden-Würt-
temberg – das Mittelstandsland“ im Lan-
desfachausschuss Wirtschafts- und Fi-
nanzpolitik der CDU Baden-Württemberg.

Der neue MIT-Kreisvorstand
Als stellv. Kreisvorsitzende im Amt be-
stätigt wurde Kristina Essig. Die Rechts-
anwältin ist Stadträtin, Kreisvorsitzende 
der FU und seit vielen Jahren im MIT-
Kreisvorstand tätig. Bewährter Schatz-
meister ist weiterhin Bernhard Müller, 
Inhaber eines Steuerberaterbüros. Als 
Schriftführer und bei der Pressearbeit 

MIT Heidelberg

Mitgliederversammlung und Neuwahlen

unterstützt Matthias Kutsch (Stadtrat) 
den geschäftsführenden Vorstand. Als 
Beisitzer fungiert der frühere langjährige 
MIT-Kreisvorsitzende und CDU-Frakti-
onsvorsitzende im Heidelberger Stadtrat 
Dr. Jan Gradel. Neu in der MIT und als 
Beisitzer im Vorstand sind der Inhaber ei-
ner Sicherheitsberatungsfirma Christian 
Kücherer, der Unternehmer Frank Beisel, 
Alexander Mitsch von der SRH Heidel-
berg, Geschäftsführer Andreas Ziegler 
und der Inhaber einer Eventmanage-
mentagentur Axel Kappey sowie Hannes 
Gutjahr und Thomas Treiber. Zu Kassen-
prüfern wurden Dr. Wolfgang Heindl und 
Erika Schroth (VdU) gewählt. Außerdem 
wurden Delegiertenwahlen für den Be-
zirks- und Landesmittelstandstag durch-
geführt.

Aufgaben der MIT:  
Gute Rahmenbedingungen schaffen
In seiner Vorstellungsrede ging Tilo Müller 
auf die Wichtigkeit der Arbeit der MIT ein. 
Er betonte, dass die Soziale Marktwirt-
schaft und Ludwig Erhards „Wohlstand für 
alle“ die Basis des deutschen Wirtschafts-
wunders sei. Dieses wäre aber nicht 

selbstverständlich. Man müsse sich täg-
lich für den Erhalt und die zukünftige Ge-
währleistung guter Rahmenbedingungen 
für den Mittelstand einsetzen. Man könne 
jeden Euro nur einmal ausgeben. Und der 
müsse zuerst einmal verdient sein. 

Moderne Verkehrsinfrastruktur und 
flächendeckender Ausbau mit schnellem 
Breitbandnetz seien in der Stadt und im 
ländlichen Raum ein wichtiger Standort-
faktor für Handwerksbetriebe, Ingeni-
eurbüros, Krankenhäuser und Schulen. 
Vier von fünf Ausbildungsplätzen würden 
von der mittelständischen Wirtschaft ge-
stellt. Müller betonte: „Wenn es dem Mit-
telstand gut geht, geht es allen gut.“ Das 
sei eine überparteiliche Aufgabe aller 
Verantwortlichen in Wirtschaft und Poli-
tik. Was da von den Nahles und Schwe-
sigs der Republik vorgebracht wird, sei 
nicht immer sinnvoll, sondern kontrapro-
duktiv. Auch manche Idee der Grünen sei 
nicht wirklich zu Ende gedacht.

Klare Regelungen für Massenmigration
Müller ging auch kurz auf das Thema Mas-
senmigration ein. Die äußere und innere 
Sicherheit sei Voraussetzung dafür, dass 

(Von links) Daniel Hackenjos, Landesvorsitzender MIT 
BW, Tilo Müller, Kreisvorsitzender MIT KV Heidelberg, 
Rolf Buttkus, Bezirksvorsitzender MIT Nordbaden

Mitgliederversammlung des KV Heidelberg
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man sich frei bewegen und wirtschaftlich 
als Unternehmer oder Arbeitnehmer be-
tätigen könne. Dies erfordere auch klare 
Regelungen. Demnach sei „Schengen“ 
eine gute Sache, wenn das Abkommen 
denn funktionieren würde. Solange dies 
nicht der Fall sei, bleibe es grundsätzlich 
die Aufgabe jeden Staates selbst. Ein 
„Rein ohne Ausweispapiere“ aber „Raus 
nur mit Papieren“, ohne dass man die 
Personen und ihr Gefährdungspotenzial 
genau kenne, das sei nicht hinnehmbar.

Erfolge der MIT
Als wirtschaftspolitische Erfolge der MIT 
in Land und Bund nannte er die Flexi-Ren-
te, den Abbau des Mittelstandsbauchs in 
der Steuerprogression. Ein wichtiges Ziel 
bleibe der Ausbau der Digitalisierung 
und der Abbau der Bürokratie.

Ziele für Heidelberg
Bezogen auf Heidelberg, sei wichtig, dass 
genügend Gewerbeflächen auch im Rah-
men der Konversion ausgewiesen wer-
den. Damit auch im Rahmen von Nach-
folgeregelungen etwa der Sohn oder die 
Tochter eines Handwerksbetriebs Mög-
lichkeiten in der Stadt vorfindet, den Be-
trieb auszubauen und rentabel fortzufüh-
ren. Leider habe es in der Vergangenheit 
einige Beispiele gegeben, bei denen die 
Bedingungen ungünstig oder Auflagen 
zu hoch waren und sich Betriebe gezwun-
gen sahen, ins Umland abzuwandern. 

Moderne Ausbildungs- und Arbeitsplät-
ze und eine Nahversorgung mit vielfältigen 
Einkaufsmöglichkeiten, Dienstleistungs- 
und Freizeitangeboten möchte fast jeder 
in seiner Stadt haben. Dafür wolle sich die 
MIT Heidelberg verstärkt einsetzen.

Gäste auf der Mitgliederversammlung
Als Gäste der gut besuchten Mitglie-
derversammlung der MIT Heidelberg 
konnten der Landesvorsitzende der MIT 
Baden-Württemberg Daniel Hackenjos 
(Unternehmer aus Freiburg) sowie der 
Bezirksvorsitzende der MIT Nordbaden 
Architekt Rolf Buttkus aus Baden-Baden 
begrüßt werden. Beide betonten in ei-
nem Grußwort die Wichtigkeit, Kräfte zu 
bündeln, sowie das Engagement für den 
Mittelstand. Sie verwiesen auf die Erfolge 
der MIT im Land und im Bund und freuen 
sich zukünftig auf eine Zusammenarbeit 
mit der MIT Heidelberg. Begrüßt werden 

konnte der Kreisvorsitzende der CDU 
Heidelberg Alexander Föhr, der sich in 
seinem Grußwort für eine enge Zusam-
menarbeit der MIT Heidelberg und der 
CDU Heidelberg aussprach und dem neu 
gewählten Vorstand gutes Gelingen bei 
seiner Arbeit wünschte. 

Mit einem Blumenstrauß bedankte sich 
der neue Kreisvorsitzende Tilo Müller bei 
seiner Vorgängerin Lucia Gnant für die 

geleistete Arbeit in den vergangenen 
zwei Jahren. Ebenso dankte er der stell-
vertretenden Landesvorsitzenden Inka 
Sarnow, Rechtsanwältin aus Karlsruhe, 
und Ulla Müller-Eisenhardt, der Leiterin 
der Landesgeschäftsstelle in Stuttgart, 
die für einen reibungslosen Ablauf der 
Versammlung und der Wahlen sorgten. 

Tilo Müller, info@tdmcon.de,  

www.mit-heidelberg.de ■
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Auf Einladung des Verbands Türkischer 
Unternehmer Rhein-Neckar (TID) e. V.  
nahm die MIT Mannheim an den  
4. Deutsch-Türkischen Wirtschaftsbegeg-
nungen in den Räumlichkeiten der IHK 
Rhein-Neckar teil. Der diesjährige The-
menschwerpunkt lag auf dem Bereich 
„Beruf und Bildung in der Wirtschaft“.

Neben zahlreichen Kurzreferaten, u. a. 
zur Anerkennung ausländischer Abschlüs-
se und zur erfolgreichen Gewinnung von 
Auszubildenden zwecks Beseitigung 
des Fachkräftemangels, stand vor allem 
auch das Netzwerken im Mittelpunkt des 

MIT Mannheim

4. Deutsch-Türkische Wirtschaftsbegegnungen

Abends. Beim Get-together rückte vor 
allem der Erfahrungsaustausch mit Ver-
tretern türkischer Unternehmen in den 
Mittelpunkt des Interesses.

„Insbesondere das Gespräch mit Mus-
tafa Baklan, Vorstand TID und Chef der 
Baktat Unternehmensgruppe, war sehr 
aufschlussreich,“ so Alexander Fleck, 
Kreisvorsitzender der MIT Mannheim, 
„sein Beispiel zeigt, dass man auch über 
kulturelle Grenzen hinweg sehr erfolg-
reich sein kann“.

Alexander Fleck, alexander-fleck@t-online.de,  

www.mit-mannheim.de ■
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MIT Esslingen 

Zu Gast im Hause Balluff

Der MIT-Gebietsverband Filder des Kreisverbands Esslingen war 
Anfang Dezember 2016 Gast im Hause Balluff in Neuhausen auf 
den Fildern. Nach der Begrüßung durch die Referentin Unter-
nehmenskommunikation, Frau Nippert, stellte uns die Leiterin 
des Marketings, Frau Rüttgers, anhand einer beeindruckenden 
Präsentation das Haus Balluff vor.

Balluff ist seit 1921 ein mittelständisches Familienunterneh-
men. Es vereint in vierter Generation Tradition mit der Weltläu-
figkeit eines Global Players. Es pflegt von jeher eine Kultur der 
Nachhaltigkeit und langfristigen Planung. Werte wie Verläss-
lichkeit, Integrität und Offenheit sind zentrale Bausteine des 
unternehmerischen Handelns und tragen maßgeblich zum wirt-
schaftlichen Erfolg des Hauses Balluff bei.

Führender Anbieter für die industrielle Automation
Mit 3.200 Mitarbeitern steht Balluff weltweit für innovative 
Technik, Qualität und maximale Kundenorientierung. Als füh-
render Anbieter für die industrielle Automation bietet das Fa-
milienunternehmen ein umfassendes Portfolio an hochwerti-
gen Sensoren, system- und kundenspezifischen Lösungen an. 
Neben dem zentralen Firmensitz in Neuhausen auf den Fildern 
verfügt Balluff rund um den Globus über Produktions- und Ent-
wicklungsstandorte sowie 61 internationale Niederlassungen 
und Repräsentanzen. 

Besichtigung der Sensorfertigung und der Logistik
Durch die Hauptbereiche der Sensorfertigung und der Logistik 
übernahm Herr Holzer, ein langjähriger Mitarbeiter des Hauses, 

die Führung der Gruppe. Beeindruckend waren für alle Teilneh-
mer die hohen Sicherheitsanforderungen und ergonomischen 
Montagearbeitsplätze in Verbindung mit dem automatisch bar-
codegesteuerten Materialtransport zu und von den Arbeitsplät-
zen. Zum Abschluss der Veranstaltung stand uns im Rahmen 
eines Imbisses die Geschäftsführerin Frau Stegmaier-Hermle zu 
einer Gesprächsrunde zur Verfügung, in der viele Themen der 
Personal- und Unternehmensphilosophie eines familiengeführ-
ten mittelständischen Unternehmens angesprochen wurden. 
Abschließend bedankte sich Dr. Benckert, Vorsitzender der MIT 
Filder, für die freundliche und offene Aufnahme im Hause Bal-
luff. Für die Teilnehmer wird zukünftig der Begriff „Sensortech-
nik für die Industrie“ mit dem Namen Balluff verbunden sein.

Dr. Hartmut Benckert, benckerth@aol.com, www.mit-esslingen.de ■

Die MIT Mannheim zu Gast beim Verband  
Türkischer Unternehmer Rhein-Neckar

Mitglieder des MIT Gebietsverbands Filder besuchen die Fa. Balluff
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Qualität aus Bäckerhand.
Ihr Bäcker in der Region: www.troelsch.de

So schmeckt Dinkel
richtig gut

LOGISTIK FÜR DIE BESTEN.

Wir sind ein führendes Speditions- und Logistikunternehmen – spezialisiert 
auf Jumbotransporte, Systemverkehre und individuelle Logistikkonzepte. 
Mit 400 Mitarbeitern, 250 disponierten Fahrzeugen, über 30.000 Quadrat-
metern Lagerfl äche sowie Niederlassungen in Deutschland, Italien und 
Ungarn schaffen wir für unsere Kunden echte Mehrwerte und entschei-
dende Wettbewerbsvorteile. 
Unser Einsatzgebiet ist ganz Europa. Unsere Wurzeln liegen an 
unserem Stammsitz im baden-württembergischen Haiterbach. Durch 
unser umfassendes Leistungsangebot bieten wir den kompletten Service 
aus einer Hand, bei einer Kundenzufriedenheit von über 99 Prozent. 
Das bedeutet für Sie: ein Höchstmaß an Sicherheit und Qualität beim 
Transport und Handling Ihrer Waren – als wichtige Basis für Ihren Erfolg. 

Aus gutem Grund zählen unsere Kunden in ihren 
jeweiligen Branchen zu den Besten!

ALFRED SCHUON GMBH
Internationale Spedition + Logistik
Bühlwiesenweg 15, 72221 Haiterbach
Telefon: +49 (0) 74 56/693-0
Telefax: +49 (0) 74 56/693-153
E-Mail: info@schuon.com
www.schuon.com
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Der Neujahrsempfang der MIT Alb-Donau/Ulm ging wieder 
einmal neue Wege: Im voll besetzten Haus der Donau gab es 
zuerst einen Film „TOMORROW – die Welt ist voller Lösungen“ 
mit informativen und grundsätzlich neuen Ansätzen zur inter-
nationalen Agrar-, Energie- und Bevölkerungspolitik sowie zu 
Demokratie- und Migrationsthemen.

Der MIT-Kreisvorsitzende Stephan Werhahn konnte zahlrei-
che MIT-Freunde aus den umliegenden Kreisen Göppingen und 
Heidenheim sowie neue Gäste der MIT begrüßen, die vorher 
noch nie dabei waren. Er machte deutlich, „dass bei dem drin-
genden Thema ‚Nachhaltigkeit‘ intelligente und weitsichtige 
Lösungen gefragt seien“. Dieses bot der Film in beeindrucken-
der und motivierender Weise. 

Projekt „Lanka Learning Center“ aus Sri Lanka
Besonders engagiert war die MIT in diesem Jahr mit der Vorstel-
lung des Projekts von der Ostküste Sri Lankas „Lanka Learning 
Center“, das vom Gründer und Leiter Francis Jesudasan persön-
lich und der stellvertretenden MIT-Vorsitzenden Bettina Phleps-
Thiele vorgestellt wurde. Dazu hatten sie auch Speisen aus Sri 
Lanka gekocht.

Ein Teilnehmer sagte dazu: „Es ist nun das zweite Mal, dass 
ich an einem MIT-Neujahresempfang in Ulm teilnehmen durf-
te. Das Thema des vergangenen Jahres ‚Marktwirtschaft im 
digitalen Zeitalter‘ war schon sehr spannend, und ich war sehr 
neugierig, ob das diesjährige Thema nun genauso fesselnd sein 
wird. Ich darf sagen: Ja! Eine vollkommen andere Richtung, aber 
nicht minder spannend. Es war für mich ein gelungener Abend 
mit vielen interessanten Persönlichkeiten und natürlich gutem 
Essen! Ich freue mich auf nächstes Jahr!“

Ein ungewöhnlich spannender und engagierter Abend fand 
bei einem Glas hiesigen Wein und guten anregenden Gesprä-
chen einen gelungenen Ausklang.

Stephan Werhahn, stephan@werhahn-anwalt.de, www.mit-alb-donau-ulm.de ■

MIT Alb-Donau/Ulm

Zum Neujahrsempfang 
2017 auf neuen Wegen

(Von links) Stephan Werhahn (Vors.), Wolfgang Lentz, Francis Jesudasan,  
Horst Wiedenmann, Bettina Phleps-Thiele, Thomas Bauer, Manfred Lehner
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„Deutschland geht es gut, und das muss auch gesagt werden.“ 
So lautete eine der Kernbotschaften des diesjährigen gemeinsa-
men Neujahrsempfangs von MIT- und CDU-Kreisverband Enz-
kreis/ Pforzheim. Sowohl die beiden Gastgeber Dr. Jochen Birk-
le (MIT) und Gunther Krichbaum als auch der Gastredner und 
Präsident der Arbeitgebervereinigung Gesamtmetall Dr. Rainer 
Dulger betonten dies in ihren Ausführungen vor rund 150 Zuhö-
rern im sogenannten „Aquarium“ der Pforzheimer Hochschule.

Deutschlands Rolle in einer instabilen Welt
Zu Beginn konnte Gunther Krichbaum in seiner Funktion als 
CDU-Kreisvorsitzender wieder eine große Anzahl an Ehrengäs-
ten aus Politik, Gesellschaft und Partei begrüßen. In seinem 
kurzen Bericht zur aktuellen politischen Lage betonte Krich-
baum eingangs die herausragende Rolle Deutschlands in der 
momentan instabil erscheinenden Welt. Es sei bezeichnend, 
wenn der letzte Anruf des scheidenden US-Präsidenten Barack 
Obama der deutschen Bundeskanzlerin gelte. Dies zeige deut-
lich, welch hohes Ansehen Angela Merkel in der Welt genieße 
und welch große Hoffnungen auf ihr ruhten. Deutschland habe 
sich unter ihrer Führung in den vergangenen Jahren zur Wachs-
tumslokomotive und zum Stabilitätsanker der Europäischen 
Union entwickelt. Die Bundesrepublik stehe heute in allen Be-
langen besser da als vor Angela Merkels Amtsantritt, und dies 
trotz einer Weltwirtschafts-, Banken- und Staatsschuldenkrise 
und trotz der unruhigen Weltlage, vor allem im Nahen Osten, 
und den damit einhergehenden Flüchtlingsbewegungen. 

Umgang mit Flüchtlingen
In diesem Zusammenhang stellte Krichbaum nochmals klar, 
dass sich die CDU zum Schutz von Flüchtlingen bekenne, zu-
gleich aber weiterhin alles daransetzen werde, jene, die keinen 
Anspruch auf Schutz haben oder die Situation ausnutzen, um 
in Deutschland Verbrechen zu begehen, zu identifizieren, abzu-
schieben bzw. ihrer gerechten Strafe zuzuführen. Generell er-
wartet der Vorsitzende des Europaausschusses von Migranten 
ein klares Bekenntnis zu den europäischen Werten: „Die hier-
herkommenden Menschen müssen sich an unsere Standards 
anpassen und nicht umgekehrt.“ Die von Friedrich Merz einst 
geforderte Orientierung an der deutschen Leitkultur sei für die 
CDU absolut entscheidend.

Blick auf die Bundestagswahl
Im Hinblick auf die bevorstehenden Bundestagswahlen warn-
te Krichbaum vor den Folgen eines rot-rot-grünen Regierungs-
bündnisses: „Eine Finanzministerin Wagenknecht unter einem 
Kanzler Gabriel wäre das Ende von Wohlstand und Wachstum für 
Deutschland.“ Sowohl die Linke als auch die Vertreter von der an-

MIT Enzkreis/Pforzheim

Mehr Wirtschaft  
wagen

deren Seite des politischen Spektrums wollten eine andere Bun-
desrepublik als die heutige. Beiden politischen Extremen erteilte 
Krichbaum eine klare Absage. In Bezug auf eine angebliche politi-
sche Alternative stellte er unmissverständlich klar: „Weder Frem-
denfeindlichkeit noch Antisemitismus und Rassismus dürfen je-
mals wieder einen Platz erlangen im Deutschen Bundestag!“

Deutschland nicht schlechtreden
Dr. Rainer Dulger, Präsident der Arbeitsgebervereinigung Ge-
samtmetall und Geschäftsführer eines mittelständischen Fami-
lienbetriebs aus Heidelberg, warnte zu Beginn seiner Rede da-
vor, die Situation Deutschlands im Wahlkampf schlechtzureden: 
„Deutschland ist auch am heutigen Tag ein gesundes, kräftiges 
Land voller Wohlstand.“ Wer sich die nüchternen Fakten bese-
he, der könne feststellen, dass Deutschland kein Einnahme-, 
sondern ein Ausgabeproblem habe. Der Staat gebe mehr als je-
mals zuvor für Sozialleistungen aus, sei es für Rente, Pensionen, 
Kranke, Pflegebedürftige oder Arbeitslose. 

Forderung nach Investitionen und Freiräumen
Wenn Deutschland diesen hohen Lebens- und Versorgungsstan-
dard jedoch halten wolle, bedürfe es mehr Investitionen, so Dr. 
Dulger. Diese müssten in erster Linie in den Erhalt, die Moderni-
sierung und den Ausbau von Bildungs-Infrastruktur fließen. An-
gefangen bei Kitas, über Grundschulen bis hin zu Hochschulen. 
Gerade vor dem Hintergrund des „doppelten Strukturwandels“ 
– nämlich der Digitalisierung unserer Wirtschaft einerseits und 
dem Umstieg auf die Elektromobilität in der Automobilindus-

Aus den Kreisen & Bezirken

Gastredner Dr. Rainer Dulger, Präsident der Arbeitgebervereinigung  
Gesamtmetall

(Von links) CDU-Kreisvorsitzender Gunther Krichbaum und Ehefrau  
Dr. Oana Krichbaum, Dr. Rainer Dulger, Claudia und MIT-Kreisvorsitzender  
Dr. Jochen Birkle
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trie andererseits, seien Investitionen in 
Bildung und Forschung wichtiger denn 
je. Zugleich könne die Antwort der Po-
litik auf die sogenannte „Industrie 4.0“ 
nicht der Aufbau noch größerer bürokra-
tischer Hemmnisse und Regulierungen 
sein. „Was Unternehmen brauchen, ist 
mehr Luft zum Atmen – gerade in Zeiten 
wirtschaftlicher Umbrüche“, warb Dr. 
Dulger für mehr Freiräume für die Wirt-
schaft, auf deren Leistungen schließlich 
der Wohlstand unseres Landes gründete.

Seine Rede beendete der Gesamt- 
metall-Präsident mit dem Appell, den 
Kopf auch in schwierigen Zeiten nicht in 
den Sand zu stecken, sondern angesichts 
der guten Ausgangslage Deutschlands 
lieber mit mehr Zuversicht nach vorne 
zu blicken, denn die Zukunft gehöre den 
Mutigen.

Eigenverantwortlichkeit des Einzelnen
In seinem Schlusswort knüpfte Dr. Jo-
chen Birkle an die Ausführungen seines 
Vorredners an, als er an die Eigenverant-
wortlichkeit des Einzelnen erinnerte. Es 
sei eben nicht Aufgabe des Staates, al-
les bis ins Details zu regeln. Die Soziale 
Marktwirtschaft habe sich stets dadurch 
ausgezeichnet, dass sie faire Rahmenbe-
dingungen vorgebe, ohne dadurch Eigen-
verantwortlichkeit und Eigeninitiative zu 
beschränken. Zugleich erinnerte der MIT-
Vorsitzende die politisch Verantwortli-
chen daran, dass Maximalforderungen 
und Fundamentalismus in der Demokra-
tie keinen Platz hätten, was er mit einem 
Zitat des ehemaligen Stuttgarter Ober-
bürgermeisters Manfred Rommel unter-
strich: „Die Aufgabe der Politik ist es, aus 
sich widerstreitenden Wünschen ein in 
sich schlüssiges und vernünftiges Kon-
zept zu formen. Das geht nur durch Kom-
promisse, und Kompromisse sind nur 
möglich durch Abstriche.“ Dabei betonte 
Dr. Birkle, dass es sich bei dem Konzept 
eben nicht um den kleinsten gemeinsa-
men Nenner handeln dürfe. Solange dies 
die Handlungsmaxime der Demokraten 
in Deutschland bleibe, sei er überzeugt 
davon, dass Deutschland die Herausfor-
derungen der Zukunft meistern werde, 
erklärte Dr. Birkle abschließend, bevor er 
die Anwesenden zum traditionellen Sekt-
empfang einlud.

Dr. Jochen Birkle, j.birkle@gmx.de,  

www.mit-pforzheim.de ■

MIT Enzkreis/Pforzheim

Katrin Schütz beim  
Diskussionsforum

Die aktuellen Herausforderungen der Mit-
telstandspolitik in Baden-Württemberg 
standen im Mittelpunkt eines MIT-Diskus-
sionsforums mit Katrin Schütz, der baden-
württembergischen Staatssekretärin für 
Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau. 
Viele Gäste waren der Einladung in die Fa. 
Carbidur Hartmetall, Dietlingen gefolgt. 

Zukunftsfähig dank Digitalisierung
Der Firmeninhaber Horst Walter und 
der Kreisvorsitzende der MIT Enzkreis/
Pforzheim Dr. Jochen Birkle wiesen auf 
die Bedeutung der mittelständischen Be-
triebe besonders in Baden-Württemberg 
hin. Staatssekretärin Katrin Schütz ver-
deutlichte die Mittelschicht als Fels in 
der Brandung. Den anstehenden großen, 
aktuellen Herausforderungen müsse vor 
allem durch eine noch stärkere Förde-
rung der Digitalisierung, auch durch den 
Staat, besonders in kleinen und mittleren 
Betrieben entgegnet werden, um diese 
zukunftsfähig zu machen. Dabei sei es 
wichtig, schon in den Berufsschulen die 
Digitalisierung stärker zu verankern. Das 
Land Baden-Württemberg hat dafür be-
reits verschiedene Programme aufgelegt.

Förderung von Start-ups
Von großer Bedeutung hält die Staats-
sekretärin auch die Förderung von Start-
ups, die notwendige Innovationen auch 
in kleinere Betriebe hineintragen kön-
nen. Wenn auch Berlin heute als Zen- 
trum für Start-ups gilt, so bilden badi-
sche Städte wie Mannheim und Karlsruhe 
Schwerpunkte im Südwesten. Diese auch 
zu nutzen, ist für die innovative Weiter-
entwicklung der mittelständischen Be-
triebe von großer Bedeutung.

Eine sich anschließende lebhafte Dis-
kussion mit Katrin Schütz zeigte den 
Bedarf an Antworten auf die Frage, wie 
die mittelständischen Firmen im Rahmen 
der Globalisierung wettbewerbsfähig 
gehalten werden können. Dabei wurden 
auch unterschiedliche Themen angespro-

chen wie Industrie 4.0, Zusammenarbeit 
mit den Hochschulen oder Erhöhung der 
Vermögenssteuer.

Der MIT-Kreisverband Enzkreis/Pforz-
heim wird weiterhin zu aktuellen Themen 
einladen.

Christian von Tettau, christian.v.tettau@t-online.de, 

www.mit-pforzheim.de ■

Aus den Kreisen & Bezirken

Interessierte Zuhörer beim Vortrag von Staats-
sekretärin Katrin Schütz
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MIT Baden-Württemberg

Roman Herzog ist tot. Im Alter von 82 
Jahren starb der Altbundespräsident am 
10. Januar 2017.

In diesen Tagen wird die berühmte und 
viel zitierte Rede Herzogs aus dem Jahr 
1997 im Berliner Hotel Adlon bemüht, 
die mit Sicherheit als eine der herausra-
gendsten Reden seiner Amtszeit in Erin-
nerung bleiben wird. Herausragend vor 
allem deshalb, weil sie der Gesellschaft 
und der politischen Elite einen Spiegel 
vor die Nase gehalten hat. Einen Spiegel, 
in dem schamlos offenbar wurde, was im 
Grunde jeder wusste, aber erst das un-
schöne Spiegelbild offenbarte: Die Wur-
zel der meisten Probleme sind wir selbst 
und unser Unwille aus Angst vor persön-
lichen Nachteilen, wenn wir als Erste den 
richtigen Schritt tun.

Und heute, 20 Jahre später, hat sich 
nichts geändert. Die Worte von 1997 
sind noch so aktuell wie damals – und 
das, obwohl sich Deutschland vom „kran-
ken Mann“ zur Wirtschaftslokomotive 
gewandelt hat. Und so mischt sich unter 
das Gefühl der Trauer über den Tod von 
Roman Herzog auch ein nicht zu bewäl-
tigendes Gefühl der Scham, dass uns die-
ser Spiegel heute immer noch das gleiche 
unschöne Bild präsentiert. Und die Er-

Zum Tode des Altbundespräsidenten

Große Trauer um Roman Herzog

kenntnis darüber, dass sich unsere Prob-
leme nie lösen, sondern uns im Gegenteil 
irgendwann überrollen werden, wenn wir 
nicht endlich den von Roman Herzog auf-
gezeigten Weg einschlagen. Wenn uns 
der Tod des Altbundespräsidenten etwas 
vor Augen führen sollte, dann dies: Auch 
wenn es uns „gut“ geht und wir schein-
bar auf „hohem Niveau“ klagen, so soll-
ten wir doch aus Angst, alte Besitzstände 
zu verlieren, nicht das Streben nach und 

den Mut für notwendige Veränderungen 
verlieren. 
Unsere Gedanken gelten seiner Familie 
und seinen Angehörigen.

In stiller Trauer 
MIT Baden-Württemberg

Daniel Hackenjos, hackenjos@mit-bw.de,  

www.mit-bw.de ■



21Ausgabe 1-2017

Für jeden Bedarf das richtige Äussere...

Leuze & Co. Kunststoffbeschichtungen GmbH & CO KG
Industriestr. 7, 71272 Renningen

Tel.: 07159/6981 FAX: 07159/17271
Email: leuze@leuze-co.de Internet: www.leuze-co.de

Für jeden Bedarf das richtige Äußere...
Leuze & Co. Kunststoffbeschichtungen GmbH & CO KG

MIT BUND

Pseudopolitik, die das Problem nicht löst

MIT kritisiert Entgeltgleichheitsgesetz

Die MIT kritisiert das umstrittene Ent-
geltgleichheitsgesetz. Der MIT-Bun-
desvorsitzende Dr. Carsten Linnemann 
MdB hält das Gesetz für „Pseudopolitik, 
die nur so tut, als wenn sie ein Problem 
löse, aber in Wahrheit den Betroffenen 
gar nicht hilft“. Das eigentliche Problem 
bleibe auf der Strecke. Lohnunterschie-
de zwischen Männern und Frauen gebe 
es zwar, aber nur, weil Frauen vermehrt 
in geringer entlohnten Branchen und auf 
niedrigeren Hierarchieebenen oder in 
Teilzeit arbeiteten. Genau dieses Prob-
lem gehe die Politik aber mit dem Gesetz 
gar nicht an, so MIT-Chef Linnemann, 
„das ist ein gesellschaftliches Problem, 
um das sich Politik kümmern muss. Aber 
der Gesetzentwurf ändert an diesem 
Missstand rein gar nichts“. Das Gesetz 
werde deshalb „einmal mehr für Politik-
verdrossenheit sorgen“.

Auch die MIT-Sprecherin für Arbeits-
marktpolitik, die CDU-Bundestagsab-
geordnete Jana Schimke, kritisiert das 
Gesetz: „Es spricht für ein fatales Unter-
nehmerbild, wenn die Regierung den Ar-
beitgebern systematische Lohndiskrimi-
nierung vorwirft. In keiner Studie konnte 
nachgewiesen werden, dass es bei ex-
akt gleicher Stundenzahl, Aufgabenbe-
schreibung, Verantwortung, gleicher 
Ausbildung und Berufserfahrung eine 
Lohndiskriminierung gibt. Deshalb greift 

das Gesetz ins Leere und schafft nur zu-
sätzliche überbordende Bürokratie für 
Unternehmen.“ Die verschiedenen Un-
tersuchungen zu Lohnunterschieden bei 
gleichwertiger Arbeit zeigen Differenzen 

zwischen 2 und maximal 7 %. Dies lasse 
sich nicht durch aktive Diskriminierung 
erklären, so Schimke. 

Hubertus Struck, struck@mit-bund.de,  

www.mit-bund.de ■

Dr. Carsten Linnemann MdB
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Wer den individuellen Traumurlaub 
sucht, ist bei den Profis vom Reisever-
anstalter Karawane aus Ludwigsburg an 
der richtigen Adresse. Steffen und Georg 
Albrecht, die beiden Geschäftsführer der 
Karawane, haben Tipps, die bei akutem 
Reisefieber helfen. 

Warum sind Urlauber bei Karawane 
Reisen an der richtigen Adresse?
Steffen Albrecht: Karawane hat als Rei-
severanstalter viel Erfahrung bei der Aus-
arbeitung von individuellen Reisearrange-
ments, schließlich sind wir schon seit über 

Tipps von den Experten: Wer früher plant und bucht, hat länger Vorfreude

Kein Urlaub von der Stange

Welchen Trend gibt es bei den Reisearten?
Steffen Albrecht: Immer beliebter wer-
den Privatreisen, auf denen zwei oder vier 
Reisegäste von einem eigenen Reiseleiter 
oder „Driver-Guide“ betreut und geführt 
werden. Noch exklusiver sind unsere Delu-
xe-Reisen mit Flügen in der Business-Class, 
hochwertigen Unterkünften und einem au-
ßergewöhnlichen Reiseprogramm. 

info@karawane.de, www.karawane.de ■

60 Jahren am Markt. Mit Sicherheit bieten 
wir keinen Urlaub von der Stange. Unsere 
Individualreisen in ferne Länder werden auf 
Kundenwunsch maßgeschneidert zusam-
mengestellt. Grundlage sind unsere zwölf 
Kataloge, die Rundreisen, Bausteinprogram-
me, Mietwagenreisen und vieles mehr bie-
ten. Schwerpunkt sind dabei Fernreiseziele.
Georg Albrecht: Daneben bieten wir 
Gruppenreisen und Sonderreisen für Ver-
bände, Vereine, Firmen, Freundeskreise und 
Leserreisen an. Diese werden auf Wunsch 
auf bestimmte Interessen im Reiseland aus-
gerichtet. 

Kennen Ihre Mitarbeiter die Reiseziele 
auch aus eigener Erfahrung? 
Georg Albrecht: Selbstverständlich reisen 
unsere Mitarbeiter auch selbst sehr gerne. 
Sie kennen daher das Allermeiste aus eige-
ner Erfahrung, können kompetent beraten 
und so die Erwartungen der Kunden erfüllen. 

Welches sind die angesagten Ziele  
für die Saison 2017/18?
Steffen Albrecht: Neuseeland ist ein Dau-
erbrenner und sehr beliebt bei Selbstfah-
rern. Die Trendziele der vergangenen Jahre 
wie Myanmar, Kuba, Chile oder Peru wer-
den immer noch stark nachgefragt.
Georg Albrecht: Im Trend liegt seit Jahren 
das südliche Afrika, vor allem Namibia und 
Südafrika. Durch den günstigen Wechsel-
kurs sind diese beiden Länder noch einmal 
interessanter geworden. 

Über Karawane Reisen
Karawane Reisen ist ein Reiseveran-
stalter mit Firmensitz in Ludwigsburg, 
Gründungsjahr 1950. Das Angebot 
umfasst Individualreisen, Gruppen-
reisen und Kreuzfahrten. Der als 
„TOP-Reiseveranstalter“ zertifizierte 
Spezialist sorgt in mehr als 80 Län-
dern für unvergessliche Urlaubsmo-
mente. Das 30-köpfige Team entwirft 
entdeckungsreiche Touren, die auf 
individuelle Wünsche abgestimmt 
sind und einen sicheren Weg durch 
das Reiseland weisen.

(Von links) Georg und Steffen Albrecht
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Neues Verpackungsgesetz 
Die Bundesregierung will die Recyclingquote erhöhen. Das 
Kabinett verabschiedete einen Gesetzentwurf, der etwa bei 
Kunststoffverpackungen bis zum Jahr 2022 eine Recyclingquo-
te von 63 % festschreibt. Bei Metallen, Papier und Glas soll 
sie auf 90 % ansteigen. Über die Lizenzentgelte des Dualen 
Systems sollen die Hersteller zudem Anreize erhalten, bereits 
bei der Gestaltung von Verpackungen zu berücksichtigen, wie 
diese recycelt werden können. Klein- und mittelständische 
Unternehmen fürchten, dass hier ein neues Bürokratiemonster 
entstehen könnte. Zudem bleibt Mülltrennen für kleine Be-
triebe weiterhin kompliziert und teuer. Der Entwurf des neuen 
Gesetzes muss noch durch den Bundesrat.

Die Internetseite der Technologie- 
Region Karlsruhe ist online

www.technologieregion-karlsruhe.de

Mehrheit des Mittelstands zahlt 
EEG-Umlage in voller Höhe
In 70 % aller mittelständischen Industrieunternehmen 
hat die Energiewende zu erhöhten Ausgaben geführt: 
Rund 7 % der Gesamtkosten entfielen im Durchschnitt 
auf den Energieverbrauch. Dies ergab die jüngste Befra-
gung von mehr als 500 Unternehmen für das aktuelle 
BDI/AT Kearney Mittelstandspanel. 

(Quelle: ifM Bonn)

Aktuelles Urteil:  
Bildungskosten sind kein Arbeitslohn
Unternehmen, die für ihre Mitarbeiter Weiterbildungskosten 
übernehmen, müssen dafür keine Lohnsteuer abführen. Das 
entschied das Finanzgericht Münster. Voraussetzung ist aller-
dings, dass die Weiterbildung im Interesse des Betriebes liegt. 
Im vorliegenden Fall hatte das Finanzamt die Weiterbildungs-
kosten eines Speditionsunternehmens als steuerpflichtigen 
Arbeitslohn angesehen und forderte die die Abführung der 
Lohnsteuer durch den Betrieb. Dagegen hatte das Unterneh-
men erfolgreich geklagt (FG Münster, Az. 13 K 3218/13 L).

Gesteigerte  
Eigenkapitalquote
„Der Mittelstand wird die Herausforderungen aus Fach-
kräftemangel, Brexit und Niedrigzinsniveau ohne größe-
re Blessuren überstehen“, prognostiziert Andreas Martin, 
Vorstandsmitglied des Bundesverbandes der Deutschen 
Volksbanken und Raiffeisenbanken (BVR). Ein Grund: Die 
Unternehmen haben ihre Krisenfestigkeit dank stetiger 
Stärkung der Eigenkapitalquoten gesteigert. Die durch-
schnittliche Eigenkapitalquote der kleinen und mittleren 
Unternehmen beträgt kräftige 27,7 %. 

(Quelle: www.bvr.de)

Neu im Netz

Service-News

Wirtschaft
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Nach Beendigung einer Vertragsbezie-
hung zwischen Hersteller und Vertrags-
händler kommt es häufig zum Streit 
über einen möglicherweise zugunsten 
des Vertragshändlers bestehenden Aus-
gleichsanspruch, der je nach Vertrags-
dauer und Umsatzvolumen beträchtliche 
Summen erreichen kann. 

Ausgleichsanspruch auch für  
Vertragshändler
Im deutschen Recht ist es seit jeher an-
erkannt, dass eine solche Abfindung im 
Wege einer analogen Anwendung der 
Vorschriften über das Recht des Han-
delsvertreters (§ 89 b HGB) grundsätz-
lich auch dem Vertragshändler zustehen 
kann. Voraussetzung ist allerdings, dass 
dessen Tätigkeit gegenüber der des Han-
delsvertreters gewisse Parallelen auf-
weist. Dies ist beispielsweise dann der 
Fall, wenn der Vertragshändler ähnlich 
dem Handelsvertreter in die Absatzorga-
nisation eines Unternehmens eingeglie-
dert oder bei Beendigung des Vertrags 
zur Übertragung des Kundenstamms an 
den Hersteller verpflichtet ist. 

Recht und Gesetz

Ausschluss des Ausgleichsanspruchs 
in Vertragshändlerverträgen

BGH: Ausschluss auch im europäischen 
Ausland nicht zulässig
Der BGH hat diese Frage nunmehr ent-
schieden und festgestellt, dass das Aus-
schlussverbot bei einem dem deutschen 
Recht unterstehenden Vertragshändler-
vertrag auch dann gilt, wenn das Tätig-
keitsgebiet des Vertragshändlers in der EU 
bzw. im EWR liegt. Der Vertragshändler sei 
hier in gleichem Maße schutzwürdig wie 
der Handelsvertreter. Aufgrund der vom 
Gesetzgeber gewollten ausgleichsrecht-
lichen Gleichbehandlung von Handels-
vertretern und Vertragshändlern sei nicht 
danach zu differenzieren, ob der Vertrags-
händler im Inland oder im europäischen 
Ausland tätig sei. Dass das Vertragshänd-
lerrecht auf europäischer Ebene entgegen 
dem Handelsvertreterrecht nicht verein-
heitlicht sei, stünde nicht entgegen. 

Fazit
Damit besteht nun Klarheit – ein Aus-
schluss des Ausgleichsanspruchs des 
Vertragshändlers ist nur für Tätigkeiten 
möglich, die sich auf ein außerhalb der EU 
bzw. des EWR liegendes Vertragsgebiet 
beziehen. Angesichts dieser sehr wich-
tigen Entscheidung des BGH sollten be-
reits bestehende Verträge überprüft bzw. 
beim Abschluss neuer Verträge der Frage 
der Rechtswahl eine besondere Bedeu-
tung beigemessen werden. Hätte der Ver-
trag beispielsweise dem schwedischen 
Recht unterstanden (dem Recht am Sitz 
des Vertragshändlers in dem BGH-Fall), 
wäre ein Ausschluss des Abfindungsan-
spruchs wohl wirksam gewesen.

Berthold Straetmanns,  

Derra, Meyer & Partner Rechtsanwälte PartGmbB,  

dmp@derra-ul.de, www.derra.eu ■

Ausschluss dieses Anspruchs  
problematisch
Häufig versuchen Herstellerunterneh-
men daher, den Ausgleichsanspruch des 
Vertragshändlers bereits im Voraus ver-
traglich auszuschließen. In einer aktuel-
len Entscheidung (Urteil vom 25.02.2016, 
VII ZR 102/15) hatte der BGH über die 
Zulässigkeit eines solchen Ausschlusses 
zu befinden, der zulasten eines im euro-
päischen Ausland für einen deutschen 
Hersteller tätigen Vertragshändlers ver-
einbart worden war. Im Streit stand die 
bislang höchstrichterlich nicht geklärte 
Frage, ob das nach deutschem Recht für 
den Ausgleichsanspruch des Handelsver-
treters geltende Ausschlussverbot auch 
auf einen Vertragshändler entsprechend 
Anwendung findet, der innerhalb des Eu-
ropäischen Wirtschaftsraums (Vertrags-
staaten des Abkommens über den Europä-
ischen Wirtschaftsraum – EWR) tätig ist. 
Denn bei Handelsvertreterverträgen kann 
nach aktueller Gesetzeslage der Ausgleich 
nur dann ausgeschlossen werden, wenn 
das Vertragsgebiet des Handelsvertreters 
außerhalb der EU bzw. des EWR liegt. 

DERRA, MEYER & PARTNER
Rechtsanwälte PartGmbB

Berthold Straetmanns
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Die vielen Menschen, die als Geflüchtete 
nach Deutschland kommen, zu integrie-
ren, ist eine große Herausforderung für 
Gesellschaft, Wirtschaft und Politik. In 
Ihrem Unternehmen haben Sie gute Mög-
lichkeiten, geflüchteten Menschen eine 
Perspektive zu geben. Qualifizierung und 
Arbeit ermöglichen soziale Kontakte und 
ökonomische Selbstständigkeit.

IHK-Service-Tipp

Flüchtlinge in der Ausbildung

Thema Erstanlaufstelle

Aufenthaltsstatus, Erlaubniserteilung jeweilige Ausländerbehörde

Info: Anerkannte Flüchtlinge haben einen uneingeschränkten Zugang zum Arbeitsmarkt, Asylbewerber 
mit Aufenthaltsgestattung oder Geduldete nur einen beschränkten Zugang – sie benötigen eine Erlaubnis 
der lokalen Ausländerbehörde.

Vermittlung von Flüchtlingen in Arbeit Arbeitgeberservice der Arbeitsagentur und Jobcenter

Info: Die Jobcenter vermitteln anerkannte Flüchtlinge, die Arbeitsagentur auch Asylbewerber mit Bleibe-
perspektive und Geduldete.

Vermittlung von Flüchtlingen in Ausbildung, 
Praktika, Einstiegsqualifizierung

Arbeitgeberservice der Arbeitsagentur und Jobcenter

Info: Bei der Vermittlung in Einstiegsqualifizierung und Ausbildung sind auch die KAUSA Servicestelle der 
IHK Region Stuttgart sowie die u. a. bei den Bezirkskammern angesiedelten „Kümmerer“ sehr aktiv und 
unterstützen Flüchtlinge und Unternehmen.

Anerkennung von Abschlüssen, Qualifizie-
rungsberatung

z. B. Arbeiterwohlfahrt Kreisverband Stuttgart e. V.

Info: Bei reglementierten Berufen (z. B. akademischen Heilberufen, Gesundheitsfachberufen, Lehrern, 
Erziehern, bestimmten Handwerks- und Meisterberufen) ist eine Anerkennung des Berufsabschlusses 
zwingend erforderlich, sonst kann der Beruf in Deutschland nicht ausgeübt werden. Bei den meisten 
dualen Berufen ist die Anerkennung nicht vorgeschrieben, sorgt aber für mehr Transparenz. Die AWO 
Stuttgart ermittelt die richtige Stelle für die Anerkennung und informiert über ggf. notwendige Nachqua-
lifizierungen.

Zeugnisprüfung Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen

Info: In der Regel fußt die Anerkennung der im Ausland erworbenen Berufsqualifikationen auf der 
Analyse der Zeugnisse. Bei ausländischen Hochschulabschlüssen stellt die Zentralstelle für ausländisches 
Bildungswesen eine individuelle Zeugnisbewertung aus.

Kompetenzfeststellung z. B. KAUSA Servicestelle der IHK Region Stuttgart

Info: Kompetenzfeststellungstests bieten sich an, wenn keine Zeugnisse oder Nachweise über Berufsab-
schlüsse und Qualifikationen vorliegen. Aber auch bei vorhandenen Unterlagen kann eine Qualifikations-
analyse sinnvoll sein, um die Eignung für bestimmte Berufe festzustellen.

Wohnortwechsel jeweiliges Landratsamt, Ausländerbehörde

Info: Soll ein Flüchtling für die Aufnahme einer Arbeit oder Ausbildung den Wohnort wechseln, ist die 
Ausländerbehörde der richtige Ansprechpartner.

Fördermaßnahmen Arbeitsagentur und Jobcenter

Info: Für Betriebe, die Flüchtlinge einstellen oder ausbilden, und für die Flüchtlinge selbst gibt es zahlrei-
che Fördermaßnahmen vom Eingliederungszuschuss über die Programme WeGebAU und PerF bis hin zu 
verschiedenen Ausbildungsförderungen.

Traumafolgen z. B. PBV Stuttgart – Psychologische Beratungsstelle 
für politisch Verfolgte und Vertriebene 

Info: An diese Stellen können sich traumatisierte Flüchtlinge direkt wenden. Haben Sie im Unternehmen 
den Verdacht, dass ein bei Ihnen beschäftigter Flüchtling unter Traumafolgen leidet, finden Sie hier erste 
Informationen zum Thema.

Nach drei Monaten Aufenthalt in 
Deutschland dürfen die meisten Geflüch-
teten Praktika oder eine Ausbildung auf-
nehmen oder in nicht selbstständigen 
Arbeitsverhältnissen beschäftigt werden. 
Dabei sind einige Punkte zu beachten, es 
gibt aber auch zahlreiche Hilfestellungen. 
In der folgenden Tabelle finden Sie einen 
Überblick über Erstanlaufstellen.

Sigrit Walsdorff,  

sigrit.walsdorff@stuttgart.ihk.de ■
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Bei Betriebsprüfungen legen die Finanz-
behörden derzeit häufig ihren Fokus auf 
Registrierkassen und überprüfen sehr 
genau die Ordnungsmäßigkeit der Kas-
senführung, insbesondere bei bargeldin-
tensiven Betrieben wie Gaststätten und 
Einzelhandel. Leider schließt das Gros 
der Kassenprüfungen mit Beanstandun-
gen ab. Das führt in der Regel zu Hinzu-
schätzungen. Sie können eine Höhe von 
10 % des Jahresumsatzes plus Sicher-
heitszuschlag erreichen. Im schlimmsten 
Fall kann es zur Einleitung eines Strafver-
fahrens kommen.

Die Forderungen 
Seit die Finanzverwaltungen Manipulati-
onen an elektronischen Registrierkassen 
aufgedeckt haben, stehen Forderungen 
nach technischen Manipulationsschutz-
maßnahmen (Stichwort: „INSIKA”) im 
Raum, die Eingang in ein Gesetzgebungs-
verfahren gefunden haben, das Ende De-
zember 2016 seinen Abschluss gefunden 
hat (siehe unten).

Ferner lief zum 31.12.2016 die Über-
gangsfrist zur Nachrüstung von elektro-
nischen Kassen ab. Seit dem 01.01.2017 
dürfen nur noch solche Kassen einge-
setzt werden, die die Einzelumsätze auf-
zeichnen und für mindestens zehn Jahre 
unveränderbar abspeichern können. Vor-
handene digitale Kassen waren spätes-
tens bis Ende 2016 auf den geforderten 
technischen Stand zu aktualisieren.

Was ändert sich, was kann bleiben?

Anforderungen an die Kassenführung 2017

Nicht buchführungspflichtige Steu-
erpflichtige, die ihren Gewinn durch 
eine Einnahmen-Überschussrechnung, 
sog. § 4 Abs. 3-Rechner, ermitteln, sind 
nicht zur Kassenbuchführung verpflich-
tet. Erforderlich ist aber auch hier eine 
Einzelaufzeichnung, die in der geordne-
ten Ablage von Belegen bestehen kann. 
Führen Einnahmen-Überschussrechner 
allerdings auf freiwilliger Basis ein Kas-
senbuch, so muss auch dieses in vollem 
Umfang den gesetzlichen Anforderun-
gen genügen.

2. Regeln und Formen 
der Kassenführung
Die gesetzlichen Regelungen sehen 
nach wie vor keine Festlegung hinsicht-
lich eines bestimmten Kassentyps vor. 
Eine Registrierkassenpflicht gibt es nach 
aktueller Rechtslage nicht. Der Steuer-
pflichtige kann sich frei entscheiden, ob 
er eine offene Ladenkasse oder eine Re-
gistrier- bzw. PC-Kasse verwenden möch-
te. Wichtig ist, dass alle Einnahmen und 
Ausgaben vollständig und detailliert auf-
gezeichnet werden.

Offene Ladenkasse 
Die offene Ladenkasse funktioniert ohne 
technische Unterstützung und wird 

Was gilt nun im Einzelnen? 
1. Verpflichtung zur Führung einer 
Kasse bzw. eines Kassenbuchs 
Jeder Buchführungspflichtige muss Bü-
cher und Aufzeichnungen gem. §§ 140 
– 148 AO, § 238 ff. HGB führen, wel-
che auch die tägliche Aufzeichnung 
der Kasseneinnahmen und -ausgaben 
(Kassenbuch) umfassen. Es besteht eine 
Einzelaufzeichnungspflicht. Buchfüh-
rungspflichtig sind insbesondere alle 
Kaufleute bzw. Gewerbetreibende mit 
einem Jahresgewinn von mehr als 60.000 
Euro bzw. mehr als 600.000 Euro Umsatz. 

BB Zerspanungstechnik GmbH 
Breitwiese 3 | D – 75203 Königsbach-Stein 
Phone + 49 (0) 7232 3187 - 0 
www.bbz-technik.de | info@bbz-technik.de

BB Zerspanungstechnik GmbH 
Breitwiese 3 | D – 75203 Königsbach-Stein 
Phone + 49 (0) 7232 3187 - 0 
www.bbz-technik.de | info@bbz-technik.de
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deshalb auch Schubladenkasse genannt. Diese ist häufig bei 
Kleinstbetrieben oder Marktbeschickern anzutreffen. Da durch 
die Nichterfassung von Einnahmen ein besonderes Betrugsrisi-
ko gegeben ist, sollten die Nutzer besonderes Augenmerk auf 
einen fortlaufend nummerierten, täglichen Kassenbericht le-
gen. Dabei müssen die Tageseinnahmen durch Rückrechnung 
(retrograd) aus dem gezählten Kassenbestand richtig und nach-
vollziehbar ermittelt werden können (Kassensturzfähigkeit). Es 
empfiehlt sich überdies, die Unterzeichnung mit Datum und 
Uhrzeit (nach Geschäftsschluss) vorzunehmen. Das so ermittel-
te Tagesergebnis sollte in einem Kassenbuch vermerkt werden.

Beispiel eines Kassenberichtes
Tagesendbestand (Endbestand zum Geschäftsschluss)
./.    Anfangsbestand  

  (Kassenbestand am Ende des Vortages)
=      Zwischensumme (Saldo aus Tageseinnahmen und  

  Tagesausgaben)
+      Kassenausgaben des Tages
+      Geldtransit auf das betriebliche Konto  

  oder weitere Kassen
+     Privatentnahmen
./.   Privateinlagen
./.    Sonstige Tageseinnahmen
=      Summe der Kasseneinnahmen 

  Bei Bareinnahmen und -ausgaben gilt grundsätzlich  
  die Einzelaufzeichnungspflicht, die nunmehr gesetz- 
  lich fixiert ist. Da sich diese jedoch „im Rahmen des  
  Zumutbaren“ bewegen muss, kann hierauf insbeson- 
  dere bei einem Verkauf von Waren an eine Vielzahl  
  von nicht bekannten Personen verzichtet werden.

Registrier- bzw. PC-Kassen 
Hinsichtlich des Einsatzes elektronischer Registrierkassen hat 
das Bundesministerium der Finanzen (BMF) die besonderen 
Anforderungen und Aufbewahrungsmodalitäten in einem BMF-
Schreiben vom 26. November 2010 festgelegt.

Unterlagen im Sinne des § 147 Abs. 1 AO sind während der 
Dauer der Aufbewahrungsfrist jederzeit verfügbar, unverzüg-
lich lesbar und maschinell auswertbar aufzubewahren, sofern 
sie mithilfe eines Datenverarbeitungssystems erstellt worden 
sind. Dieses betrifft Registrierkassen, Waagen mit Registrierkas-
senfunktion, Taxameter und Wegstreckenzähler. Die Aufbewah-
rungsdauer beträgt regelmäßig zehn Jahre, wobei eine Verlänge-
rung insbesondere durch eine Betriebsprüfung eintreten kann.

Grundsätzlich sind alle steuerlich relevanten Einzeldaten ein-
schließlich der elektronisch erzeugten Rechnungen im Sinne 
von § 14 Umsatzsteuergesetz unveränderbar und vollständig 
aufzubewahren.

Einzelaufzeichnungspflicht bedeutet, dass alle Verkaufsvor-
gänge dokumentiert werden, wenn Warenverkäufe mithilfe 
eines modernen PC-Kassensystems erfasst werden. Dazu ge-
hören: Datum, Zeit, Bediener/Verkäufer, Artikelbezeichnung, 
Anzahl und Einzelpreis sowie Gesamtpreis. Die Vorlage eines 
Tagesendsummenbons (sogenannter Z-Bon) ist nicht ausrei-

chend. Da die Erfassung von tatsächlichen Geschäftsvorfällen 
vollständig erfolgen muss, sind Buchungsabbrüche nicht zuläs-
sig. Außerdem müssen alle Umsätze von Trainingsbedienern 
(Stichwort: Trainee-Taste) auf dem Tagesendsummen-Bon aus-
gewiesen werden. Gleiches gilt für die vollständige Nachvoll-
ziehbarkeit von Storno-Buchungen. 

3. Folgen fehlerhafter Kassenführung 
Wenn formelle oder sachliche Mängel vorliegen, die so wesent-
lich sind, dass von ordnungsmäßiger Buchführung nicht mehr 
gesprochen werden kann, darf die Finanzverwaltung die Buch-
führung verwerfen, das heißt ihre Anerkennung versagen. Ob 
ein derart schwerwiegender Mangel tatsächlich gegeben ist, 
beurteilt sich danach, ob trotz des Mangels die Nachprüfung 
der Bilanz innerhalb einer angemessenen Frist möglich ist. Das 
Vorliegen formeller Mängel in der Kassenführung reicht hierzu 
in der Regel nicht aus, dennoch geben diese einem Betriebsprü-
fer Anlass für weitergehende Prüfungen, um die Beweiskraft 
der Buchführung zu erschüttern. Liegt jedoch ein materieller 
Mangel vor – beispielsweise unvollständiges Verbuchen von 
Einnahmen – besteht grundsätzlich die Möglichkeit, die Ord-
nungsmäßigkeit der Kasse zu verwerfen. Dies eröffnet den Weg 
zu Sicherheitszuschlägen und Hinzuschätzungen (ggf. Voll-
schätzung) nach § 162 AO.

Sebastian Schieder, sebastian.schieder@stuttgart.ihk.de  ■
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Baden-Württemberg

Unternehmens-News

Karlsruhe. In der Luftfahrt herrscht Aufbruchstimmung, 
zu den Pionieren zählen Alexander Zosel und Stephan 
Wolf, die 2011 die Firma e-volo gegründet haben. Herz-
stück des Unternehmens ist der Volocopter VC 200. Das 
Fluggerät wird von Elektromotoren und 18 Rotorblättern 
angetrieben und hat Platz für zwei Personen. Langfristig 
gesehen, soll es den innerstädtischen Luftverkehr prägen. 
Dafür startet ab 2018 die Serienproduktion. Vorrangi-
ges Ziel ist es, die Drohne auch für Passagiere attraktiv 
zu machen, um sie auf kurzer Strecke zu befördern. Der 
Volocopter zählt daher zu den interessantesten Mobili-
tätskonzepten der Zukunft. Der Markt dafür ist groß: Der 
Luftfahrtversicherer Allianz Global Corporate & Specialty 
geht davon aus, dass allein die weltweite Wertschöpfung 
durch Drohnen in den kommenden Jahren auf 130 Mrd. 
Dollar steigen könnte. Das Unternehmen e-volo hat be-
reits rund 300 Anfragen für den Volocopter, der bis zu 
300.000 Euro kosten soll. Finanziert wird die Arbeit von 
e-volo über Investoren, u. a. über die Firma Intel.

Volocopter drängt auf den Markt

MiRO wächst

Karlsruhe. Das Raffinerieunternehmen MiRO konnte seinen 
Umsatz im abgelaufenen Geschäftsjahr 2016 trotz Abgas-
Skandal, Elektroauto-Prämie und des nun wieder anziehen-
den Kraftstoffpreises minimal von 4,4 auf 4,5 Mrd. Euro stei-
gern. „Das ist eine erstaunliche Entwicklung“, äußerte sich 
der Chef der Mineraloelraffinerie Oberrhein (MiRO) Ralf 
Schairer erfreut. Als Begründung nannte er die Niedrigzin-
sen, die für ein Wirtschaftswachstum gesorgt hätten, was 
wiederum zu einer Zunahme des Gütertransports geführt 
habe. Ein weiterer Grund seien, mit Ausnahme des Jahres-
endes, die niedrigen Preise an den Tankstellen gewesen. Zu-
dem hat das Unternehmen 2016 nach eigenen Angaben so 
viel produziert wie seit Jahren nicht mehr: 14,9 Mio. Tonnen 
Mineralölprodukte verließen die Raffinerie – u. a. 5,2 Mio. 
Tonnen Benzin, 4,4 Mio. Tonnen Diesel und 2,5 Mio. Tonnen 
leichtes Heizöl.
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Bad Teinach. Die Mineralbrunnen 
Überkingen-Teinach GmbH & Co. 
KGaA will ihre Investitionstätig-
keit in den kommenden Jahren 
deutlich erhöhen. Es ist geplant, 
52 Mio. Euro in den Geschäftsjah-
ren 2017 bis 2019 in Großinvesti-
tionen wie eine neue, zusätzliche 
Glasanlage am Standort Bad Tei-
nach und eine neu konzeptionierte 
Abfüllung am Produktionsstand-
ort der Niehoffs Vaihinger Frucht-
saft GmbH in Lauterecken zu 
investieren. Das Geld dafür wird 
zum Teil aus dem laufenden Cash-
flow der Gruppe finanziert. Zudem 
erfolgt die Finanzierung über eine 
bankenunabhängige Fremdkapi-
talaufnahme: Die Pricoa Capital 
Group stellt dem Konzern Fremd-
kapital in Höhe von 25 Mio. Euro 
zur Verfügung. Sie gehört zum US-
Versicherungskonzern Prudential 
Financial. 

Mineralbrunnen 
stärkt den Nord-
schwarzwald

WAS WIR FÜR  
SIE TUN KÖNNEN?

IHR VERPACKUNGS-
PROBLEM REIN!

LÖSUNG RAUS...

Wie das geht?
Das erfahren Sie unter der Tel.-Nr:  0711/75907-0  oder unter der Email-
adresse: info@antalis-verpackungen.de. 
 
Antalis Verpackungen GmbH 
Bunsenstrasse 11 in 70771 Leinfelden-Echterdingen

Tuttlingen. Seit der Gründung 2014 be-
gleitet die Mittelständische Beteiligungs-
gesellschaft Baden-Württemberg (MBG) 
das Start-up EIT Emerging Implant Tech-
nologies GmbH, das als erster europäi-
scher Hersteller Wirbelsäulenimplantate 
per 3D-Druck herstellt. Zur Erschließung 
weiterer Länder unterstützen der VC 
Fonds Baden-Württemberg und die MBG 
nun zusammen mit dem privaten Investor 
SHS eine weitere Finanzierungsrunde. Mit 
dem neuen Kapital will das Tuttlinger Me-
dizintechnik-Unternehmen das interna-

Start-up EIT will international durchstarten

tionale Wachstum, vor allem in den USA, 
forcieren und die Produktentwicklung vo-
rantreiben. Der 3D-Druck revolutioniert 
die Medizintechnik. Als Hersteller von 
medizinischen Produkten im orthopädi-
schen Bereich stellt EIT ausschließlich Im-
plantate mit diesem additiven Fertigungs-
verfahren her. Die Vorteile: Im Vergleich 
zur herkömmlichen Fertigung können so 
zelluläre und poröse Strukturen aus bio-
kompatiblem Titan produziert werden. 
Das Implantat ist knochenähnlich und be-
günstigt das Einwachsen in den Knochen. 

Langenburg. Hoch über dem Jagsttal 
liegt das Mawell Resort, ein großzügig 
und raffiniert ausgestattetes Wellness-
Hotel. Wolfgang Maier, Geschäfts-
führer und alleiniger Gesellschafter 
der Mawell Resort GmbH, hat vor 
drei Jahren die 19-Millionen-Anlage 
nach seinen eigenen Plänen und Ide-
en erbauen lassen, und das, obwohl 
Branchenexperten ihm dringend von 
diesem Standort abrieten. Der ehe-
malige Landwirt hatte den richtigen 

Hotelanlage auf Erfolgskurs

Instinkt, sein Hotel mit mehr als 100 Mit-
arbeitern erlebte einen Senkrechtstart: 
Die Auslastung liegt bei 80 %. „Wir sind 
in der Gewinnzone, selbst wenn wir Zins 
und Tilgung in die Rechnung einbezie-
hen“, sagt Wolfgang Maier. 1997 hatte er 
bereits die Farmbau Fertigsysteme GmbH 
mit 18 Mio. Euro Umsatz gegründet. Mit 
der Komminvest GmbH hat Maier zudem 
seit 1980 für Start-ups 38 Gewerbehöfe 
gebaut und nach eigenen Angaben über 
1.200 Arbeitsplätze geschaffen – die Jung-

unternehmer können die angemieteten 
Immobilien später optional kaufen. Sein 
Hotel Mawell erlöst mit den 105 Mitarbei-
tern 6,5 Mio. Euro, sodass die gesamte Un-
ternehmensgruppe auf über 31 Mio. Euro 
Umsatz kommt. 
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Unternehmensgründer Albert Weber
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Luxuriöses Schwitzen

Schwäbisch Hall. Privat-Saunen sind 
beliebt in Deutschland. Das freut 
Stefan Schöllhammer (59), Chef von 
Deutschlands größtem Saunabauer 
Klafs. Im Showroom seiner Firma ste-
hen ein Dutzend Schwitzräume: mit 
Glasfronten, Natursteinen, aus Fichte 
oder einem Edelholz. Rein betriebs-
wirtschaftlich hat die Branche Gren-
zen, denn in der Regel kaufen Kunden 
nur einmal im Leben eine Sauna. Doch 
für Branchenprimus Klafs ist das kein 
Problem. Mit 750 Mitarbeitern kam 
die Firma 2016 nach eigenen Angaben 
auf etwa 104 Mio. Euro Umsatz, das 

war ein Plus von 4 %. Der Anteil der im 
Inland verkauften Schwitzräume lag 
bei etwa 40 %. Es werden zwar insge-
samt weniger Saunen verkauft, dafür 
geben die Kunden aber mehr dafür 
aus, wollen keine Standardware, son-
dern Wellness-Anlagen und individuel-
le Anfertigungen.

Markdorf. Erst vor wenigen Monaten hat 
Weber Automotive den Einstieg der In-
vestmentgesellschaft Ardian bekannt 
gegeben (Wifo berichtete). Ziel sollte 
sein, die eigene Position als Spezialist für 
Antriebskomponenten auf dem Markt zu 
stärken. Jetzt gibt es bereits erste Konse-
quenzen: Weber übernimmt von Schaeff-
ler den Zylinderkopfhersteller Schaeffler 
Motorenelemente in Magdeburg. Der 
Kaufvertrag wurde Ende 2016 unterzeich-
net, der Deal soll im ersten Quartal 2017 
wirksam werden, ein Kaufpreis wurde 
nicht genannt. Die bisherige 100-prozen-
tige Schaeffler-Tochter ist spezialisiert 
auf die mechanische Bearbeitung von Zy-
linderköpfen und anderen Gehäusen für 
die Automobilindustrie. Im Geschäftsjahr 
2015 wurden laut Schaeffler 42 Mio. Euro 
umgesetzt. Alle 185 Mitarbeiter sollen 
von Weber übernommen werden.

Schaeffler verkauft Toch-
tergesellschaft an Weber

Grüner Systemtechnik GmbH & Co. KG
Industriestr. 10 . 73337 Bad Überkingen-Hausen
Telefon 0 73 34.74-0 . Telefax 0 73 34.7 42 95
e-mail: info@gruener-systemtechnik.de
www.gruener-systemtechnik.de

Hausach. Firmenchef Rudolf Bischler 
von Bürodienstleister Streit Service & 
Solution kann eine positive Bilanz zie-
hen: Das Unternehmen mit 250 Mitar-
beitern legte beim Umsatz zum dritten 
Mal in Folge einen Rekord hin: 2016 
stieg der Umsatz auf 45,3 Mio. Euro, 
nach 42,7 Mio. im Vorjahr. Das Plus sei 
auf die Abwicklung von Großprojekten 
mit Bestandskunden wie z. B. Hansgro-
he zurückzuführen, aber auch mit der 
Gewinnung namhafter Neukunden wie 
Europapark und Ruch Novaplast. Streit 
Service & Solution ist einer der führen-
den Bürodienstleister im Südwesten.

Rekord zum Dritten

©
KL

A
FS

 G
m

bH
 &

 C
o.

 K
G



Titel Rubrik

Stephan Werhahn, Kreisvorsitzender 
der MIT Alb-Donau/Ulm

Europa

Der Vertrag von Maastricht, der vor 
25 Jahren geschlossen wurde, ist keine 
„Staatsgründung“, keine Verfassung, die 
ein Recht auf Umverteilung begründen 
könnte. Im Prinzip kann jede Staatsgrün-
dung, z. B. die in Italien und Deutschland 
im 19. Jahrhundert, als Abschluss eines 
Versicherungsvertrags auf Gegenseitig-
keit verstanden werden. Ein Versiche-
rungsvertrag ist nämlich eine Art der 
Umverteilung von den Glückspilzen, 
denen nichts passiert ist, zu den Pechvö-
geln. Die Menschen sind nur dann freiwil-
lig bereit, solche Umverteilungsverträge 
abzuschließen, wenn niemand vor dem 
Eintreten eines Schadensfalls wissen 
kann, ob er zu den Glückspilzen oder zu 
den Pechvögeln gehört. 

Ausgleich von Lasten nach  
dem Pareto-Prinzip
Wie ist also in der EU ein Ausgleich von 
Lasten der Eurokrise sichergestellt, dass 
die Umverteilung im Schadensfall tat-

25 Jahre Vertrag von Maastricht

Recht auf Umverteilung in 
der Europäischen Union?

Armee. Für die Europäische Union wurde 
bisher ein solcher Staat nicht gegründet. 

Einen solchen Staat sollten die Europä-
er langfristig anstreben. Nur dann kön-
nen auch am Pareto-Prinzip orientierte 
Politikmaßnahmen stattfinden. Es wird 
daher auch von allen verständigen Öko-
nomen und Staatsrechtlern immer wie-
der betont, dass es nicht möglich ist, eine 
Fiskalunion ohne eine politische Union 
einzurichten. Daher funktioniert auch 
eine jetzt schon begonnene Umvertei-
lung nicht.

Stephan Werhahn, stephan@werhahn-anwalt.de, 

www.mit-alb-donau-ulm.de ■

sächlich unter Bedingungen stattfindet, 
die allen von vornherein die Chance 
bietet, davon zu profitieren? Anders ge-
sagt: Befinden wir uns in einer Win-win-
Situation, oder findet eine Umverteilung 
statt?

Als grundlegender Leitgedanke aller 
anstehenden Reformen bietet sich näm-
lich das sogenannte Pareto-Prinzip an: 
Es besagt, dass eine europäische Politik-
maßnahme dann sinnvoll ist, wenn sie 
mindestens ein Land besser stellt, ohne 
dass ein anderes Land Schaden erleidet. 
Entspricht also der Maastricht-Vertrag 
dem Pareto-Prinzip? Nein, es fehlt an 
einem funktionierenden europäischen 
Staat. Essenziell für einen funktionieren-
den Staat im Sinne einer gegenseitigen 
Versicherungsinstitution ist nämlich in 
jedem Fall ein gemeinsames, von allen 
akzeptiertes und von unabhängigen Ge-
richten durchgesetztes Rechtssystem 
mit einem Gewaltmonopol, der zentralen 
Exekutive und einer zentral geführten 

 ÜBERNACHTUNGEN
 RESTAURANT
 TAGUNGEN
 EVENTS

Äusserer Talhof 2, 78532 Tuttlingen
FON  0049 (0)7461 96 55 0
MAIL  info@seltenbacher-hof.com
WEB  seltenbacher-hof.com 
Ein Hotel der Kickbusch Hotelbetriebs GmbH
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Fabian Gramling MdL – Bericht aus dem Landtag. Haushaltsberatung 2017

Richtige Akzente beim Thema  
Wirtschaft und Arbeit

Das Wissen und Können der Menschen 
ist Grundlage für die gesellschaftliche 
und wirtschaftliche Entwicklung. Nur mit 
gut qualifizierten Arbeitskräften können 
wir im internationalen Wettbewerb dank 
unserer Innovations- und Wettbewerbs-
fähigkeit bestehen. Als arbeitsmarktpo-
litischer Sprecher der CDU-Landtags-
fraktion war es mir ein großes Anliegen, 
dass wir dem Thema Aus- und Weiterbil-
dung mit besonderen Schwerpunkten im 
Haushalt 2017 begegnen.

Digitale Revolution proaktiv begleiten
Alle Bereiche der Wirtschaft befinden 
sich in einer digitalen Revolution. Dies 
stellt Betriebe und Beschäftigte vor neue 
Herausforderungen. In der Arbeitswelt 
von morgen wird es Mensch mit Maschi-
ne heißen. Wiederholt habe ich dafür 
plädiert, dass die Politik den Prozess der 
Digitalisierung der Arbeit proaktiv be-
gleiten und moderieren soll.

Technikbegeisterung beim  
Nachwuchs wecken
Ein besonders wichtiger Baustein ist, 
Kinder und Jugendliche bereits frühzeitig 
zu begeistern und ihnen das passende 
Werkzeug in die Hand zu legen. Nur so 

Fabian Gramling vertritt den 
Wahlkreis Bietigheim-Bissin-
gen im Landtag. Über seine 
Eindrücke und Erfahrungen 
berichtet er exklusiv für das 
Wirtschaftsforum.

werden sie sich in der stark verändernden 
Arbeitswelt zurechtzufinden. Der Bedarf 
an MINT-Fachkräften (MINT ist ein Ini-
tialwort aus den Begriffen Mathematik, 
Informatik, Naturwissenschaft und Tech-
nik) ist weiterhin groß und wird durch die 
Entwicklungen in der Arbeitswelt in al-
len Berufsfeldern weiter zunehmen. Wir 
haben daher ein großes Interesse daran, 
Technikbegeisterung frühzeitig bei Kin-
dern in Baden-Württemberg zu wecken. 
Darum werden das Science Center „Ex-

perimenta Kids“ und die Bildungspart-
nerschaft MINT – eine Kooperation zwi-
schen Schulen und Modellbauvereinen 
– mit finanziellen Mitteln unterstützt.

Grundlage für einen soliden  
Arbeitsmarkt schaffen
Lebenslanges Lernen ist heutzutage 
Grundvoraussetzung im Beruf. Die beruf-
liche Weiterbildung ist damit zu einem 
wichtigen Pfeiler für eine erfolgreiche 
Arbeitsmarktpolitik geworden. Mit der 
finanziellen Unterstützung von überbe-
trieblichen Bildungsstätten setzen wir 
einen wichtigen Schwerpunkt für die Be-
schäftigten in Baden-Württemberg.

Der Landeshaushalt 2017 zeigt: Die 
CDU-Landtagsfraktion begegnet den 
aktuellen Entwicklungen und Herausfor-
derungen auf dem Arbeitsmarkt in allen 
Bereichen. Wir legen die Grundlage für 
begeisterte junge Menschen an MINT-
Berufen und unterstützen die Weiterbil-
dung von Beschäftigten. Somit legen wir 
bereits heute die Grundlage für einen so-
liden Arbeitsmarkt mit qualifiziertem und 
leistungsfähigem Personal von morgen.

Fabian Gramling MdL,  

fabian.gramling@cdu.landtag-bw.de,  

www.fabian-gramling.de ■
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Landespolitik

Initiative für ausländische Fachkräfte

Wirtschaftsministerium fördert 
Welcome Center

Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit 
und Wohnungsbau wird die überall in 
Baden-Württemberg angesiedelten Wel-
come Center für ausländische Fachkräf-
te im Jahr 2017 mit insgesamt 923.000 
Euro fördern. Dies teilte Ministerin Dr. 
Nicole Hoffmeister-Kraut MdL mit. Die 
Welcome Center seien ein erfolgreicher 
Baustein der Strategie des Landes zur Si-
cherung des Fachkräfteangebots.

Gezielte Zuwanderung
„Baden-Württemberg hat als das Land 
mit der höchsten Industriedichte in 
Deutschland bereits heute einen Fach-
kräftemangel in den technischen Be-
rufen, insbesondere aber auch in den 
Pflegeberufen. Diesen Fachkräftemangel 
werden wir nur abfedern können, wenn 
wir zum einen das inländische Fachkräf-
tepotenzial verstärkt ausschöpfen, zum 
anderen internationale Fachkräfte durch 
verstärkte Bemühungen einer gezielten 
Zuwanderung gewinnen“, so die Minis-
terin.

Hoffmeister-Kraut wies darauf hin, 
dass Baden-Württemberg seit jeher auf 
internationale Fachkräfte angewiesen ist: 
„Baden-Württemberg hat im bundeswei-
ten Vergleich mit heute 12 % den höchs-
ten Beschäftigtenanteil an ausländischen 
Fachkräften in den technischen Berufen. 
Diese Experten sind in unseren Schlüs-
selbranchen wie Automobilherstellung, 
Maschinenbau oder Elektrohandwerk 
unverzichtbar“.

Ausländische Fachkräfte  
im Land halten
Ministerin Hoffmeister-Kraut kündigte 
neben der weiteren Förderung der Wel-
come Center an, gemeinsam mit diesen 
ab dem Jahr 2017 eine Initiative starten 
zu wollen, um internationale Studierende 
baden-württembergischer Hochschulen 
nach Abschluss ihres Studiums stärker 
als bisher als Fachkräfte im Land zu hal-
ten. Bislang verlässt die überwiegende 

Zahl der internationalen Studierenden 
Deutschland wieder, nachdem sie einen 
Hochschulabschluss erreicht haben. Dr. 
Nicole Hoffmeister-Kraut: „Dass wir in-
ternationale Absolventen nach ihrem 
Abschluss hier in Baden-Württemberg 
halten, ist ein sehr effektiver und geziel-
ter Weg zur Gewinnung internationaler 
Fachkräfte. Denn die Absolventen leben 
bereits in Baden-Württemberg, haben ei-
nen anerkannten inländischen Abschluss 
und sind vielfach mit den Anforderungen 
des Lebens sowie der Sprache hier ver-
traut.“

Ansprache durch  
soziale Medien
Mit der Initiative solle eine dauerhafte 
Verbindung zwischen den internationa-
len Studierenden und den mittelständi-
schen Unternehmen in den jeweiligen 
Regionen geschaffen werden, so die Mi-
nisterin. Dies gelte vor allem mit Blick auf 
internationale Studierende der Fachrich-
tungen Informatik und Elektrotechnik, in 
denen Baden-Württemberg bereits einen 
großen Fachkräftemangel habe, und dem 
im Hinblick auf die Umsetzung der Di-
gitalisierung entgegengewirkt werden 
müsse. Als Teile der Initiative geplant 
seien beispielsweise die gezielte Anspra-
che internationaler Studierender über 
die sozialen Medien, die Einrichtung von 
regionalen Bewerberplattformen und 
Informationsveranstaltungen für mittel-
ständische Unternehmen.

So unterstützen die  
Welcome Center
In Baden-Württemberg gibt es derzeit 
zehn Welcome Center. Sie sind zentrale 
Anlaufstellen für internationale Fach-
kräfte und mittelständische Betriebe und 
helfen zuwandernden Fachkräften und 
deren Familien bei der Integration. Sie 
bieten eine Erstberatung an und vermit-
teln Interessierte dann an die originär 
zuständigen Stellen. Themen sind bei-

spielsweise Arbeitssuche, Aufenthalts-
recht, Arbeitsrecht, Spracherwerb, Be-
rufsanerkennung, Bewerbung, Wohnen, 
Qualifizierung und Kinderbetreuung. Die 
Welcome Center unterstützen zudem die 
mittelständischen Unternehmen im Land 
bei der gezielten Gewinnung und der 
betrieblichen Integration internationa-
ler Fachkräfte. Sie werden zu 60 % vom 
Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und 
Wohnungsbau und zu 40 % von den je-
weiligen Trägern finanziert.
Thomas Oeben, thomas.oeben@cdu.landtag-bw.de, 

www.fraktion.cdu-bw.de ■

Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut MdL
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Wut, Frust, Unbehagen: Politik muss 
besser werden – der Untertitel des ge-
rade erschienenen Buchs von Parlamen-
tarier Dr. Carsten Linnemann macht 
neugierig. „Die Demokratie steht unter 
Beschuss. Der Rechtsruck bereitet vie-
len große Sorgen“, so fasst er eine Ent-
wicklung zusammen, die er schon länger 
beobachtet und die die Antriebsfeder 
für dieses Buch war. Seit acht Jahren 
hört er als direkt gewählter Abgeord-
neter von Bürgern in Gesprächsrun-
den, aber auch bei ihnen zu Hause am 
Küchentisch immer wieder die gleiche 
Aussage: „Die machen eh, was sie wol-
len.“ Linnemann ist dem Problem nach-
gegangen, warum die Bürger sich von 
der Politik nicht mehr vertreten oder 
sogar verraten fühlen und daher Protest 
wählen.

Warum sind die Bürger frustriert – eine Bestandsaufnahme von Dr. Carsten Linnemann MdB

„Die machen eh, was sie wollen“

Bestandsaufnahme der Problemfelder
In seinem Buch beschreibt er anhand vie-
ler Lebenssituationen aus der Bevölke-
rung die Ungerechtigkeiten, die Arbeit, 
Leben und Rente betreffen. Er geht auf 
Unsicherheiten ein, die viele Deutsche 
antreiben: Werde ich abgehängt? – Bleibt 
Deutschland in Zukunft noch unser Land? 
Es werden die entscheidenden Themen 
für Deutschlands Zukunft angesprochen. 
Carsten Linnemann belässt es aber nicht 
bei dieser Bestandsaufnahme. Als Abge-
ordneter des Bundestages und Kenner 
des Berliner Politikbetriebs versucht er, 
selbstkritisch eine Antwort zu finden. Er 
bezieht sich dabei auf aktuelle Studien, 
Umfragen und Daten genauso wie auf die 
Erfahrungen der jeweiligen Fachexperten 
aus Wirtschaft, IT, Recht und Politik, mit 
denen er gesprochen hat. Das macht sei-

ne Lösungsansätze fundiert und aus ver-
schiedenen Blickwinkeln durchdacht. 

Steuerstrukturreform als  
ein Lösungsansatz 
In den unterschiedlichen Kapiteln wer-
den Wege gesucht, wie das verkrustete 
System aufgebrochen werden könnte. 
Ein wichtiges Themenfeld ist etwa das 
unzureichende Einkommen, an dem vie-
le Bürger zu knabbern haben. „Ich kann 
diese Klagen gut verstehen“, schreibt Lin-
nemann und benennt auch, wo die Politik 
positiv Einfluss nehmen kann – über die 
Besteuerung: „Die Steuer- und Abgaben-
belastung eines Normalverdieners ist in 
Deutschland überproportional hoch.“ Er 
plädiert daher für eine ehrliche Steuer-
strukturreform. 

Digitalisierung – Herausforderung  
für den Mittelstand
Viele Menschen, gerade aus der Mitte 
der Gesellschaft, so Linnemann in sei-
nem Buch, fühlen sich von den Eliten und 
dem System ungerecht behandelt und 
abgehängt. Zusätzliche Dynamik würden 
die beschriebenen Abstiegsängste noch 
durch die Digitalisierung bekommen. 

Aktuelle Vorträge und Lesungen 
von Dr. Carsten Linnemann 

20.02.2017 Bad Kreuznach 
„Europa – Quo vadis?“ 
CDU und MIT Bad Kreuznach  
mit Julia Klöckner MdL

12.03.2017 Baden-Baden 
„Deutschlands Zukunft – Verant- 
wortung von Politik und Wirtschaft“  
BBUG – Baden-Badener  
Unternehmer Gespräche e. V.

16.03.2017  Kloster Banz 
„Die machen eh, was sie wollen – 
Wut, Frust, Unbehagen …“ 
Rotarier RC Obermain

Uhl Kies- und Baustoffgesellschaft mbH

Rheinkies – Sand – Edelsplitt – Transportbeton

Vorlandstraße 1
77756 Hausach

Tel. 0 78 31 7 89-0
www.uhl-beton.de



35Ausgabe 1-2017

Titel RubrikBuchrezension

Zur Person
Von Finanzminister Dr. Wolfgang 
Schäuble wurde Dr. Carsten Linne-
mann gerade zu einer der fünf größ- 
ten Nachwuchshoffnungen der CDU 
erklärt. Der seit 2009 direkt ge-
wählte Bundestagsabgeordnete des 
Wahlkreises Paderborn ist Bundes-
vorsitzender der Mittelstands- und 
Wirtschaftsvereinigung der CDU/ 
CSU und kritischer Beobachter der 
Wirtschafts- und Sozialpolitik der 
Koalition. Er hat die Einführung der 
Rente mit 63 um die sogenannte 
„Flexi-Rente“ ergänzt. Linnemann 
votierte mit Nein gegen die Euro-
Rettungsstrategie für Griechenland 
und setzt sich für eine Insolvenzord-
nung für die Staaten der Eurozone 
ein. Linnemann ist promovierter 
Diplom-Volkswirt. Vor seiner Zeit 
als Bundestagsabgeordneter war 
er als Assistent des Chefökonomen 
der Deutschen Bank, Prof. Norbert 
Walter, tätig. Er arbeitete außerdem 
für die IKB Deutsche Industriebank 
in Düsseldorf im Bereich Konjunktur 
und Mittelstand. 

Carsten Linnemann:  
„Die machen eh, was sie wollen. Wut, Frust, 
Unbehagen. Politik muss besser werden“, 
Herder Verlag Freiburg, Januar 2017,  
166 Seiten, 16,99 Euro, 
ISBN: 9783451377365

Linnemann hat bei seinen Gesprächen 
festgestellt, dass es nicht nur die Ar-
beitnehmer sind, die sich sorgen. „Auch 
sehr viele Unternehmer, mit denen ich 
spreche, speziell auch die für unsere 
Wirtschaft so wichtigen Mittelständler, 
blicken durchaus besorgt in die digitale 
Zukunft“, berichtet er. 

Erfreulich sei, dass laut einer Untersu-
chung der Kreditanstalt für Wiederaufbau 
(KfW) und dem Institut der deutschen 
Wirtschaft (IW) vier von fünf Mittelständ-
lern in den letzten drei Jahren Digitalisie-
rungsprojekte durchgeführt haben. Al-
lerdings gingen die Firmen zögerlich vor, 
knapp die Hälfte der befragten Unterneh-

men investiere für ihre Digitalisierung 
weniger als 10.000 Euro pro Jahr. Das sei 
ein Fehler, so Linnemann. „Denn die Digi-
talisierung macht keinen Bogen um Ver-
weigerer.“ Er hält es auch für falsch, die 
digitale Transformation des Geschäfts-
modells allein bzw. betriebsintern vor-
anzutreiben. Das müssten Fachexperten 
von außen tun, deren Blick nicht durch 
das Tagesgeschäft abgelenkt sei.

Wiedererfindung der  
Sozialen Marktwirtschaft
Den Weg nach vorne sieht Linnemann 
vor allem durch die Soziale Marktwirt-
schaft gewährleistet. Sie „ist nicht etwa 
die Ursache, sie ist die Lösung des Pro-
blems. Nicht sie führt zu Ungerechtig-
keiten zulasten der Mitte und hemmt 
die Wirtschafts- und Beschäftigungsent-
wicklung. Es ist die häufige Missachtung 
ihrer Regeln, die Benachteiligungen bei 
den Bürgern hervorruft und Zukunfts-
ängste auslöst.“ 

Er fordert klare Ziele für die politische 
Arbeit, wo Deutschland in 5, 10 oder 15 
Jahren stehen soll. „Wirtschaftspolitisch 
könnte das z. B. heißen: Wir wollen in der 
nächsten Legislaturperiode die größte 
Steuer- und Bürokratieentlastung seit 
der Wiedervereinigung erreichen. Wir 
wollen bis 2020 die Voraussetzungen da-
für schaffen, dass Deutschland weltweit 
Vorreiter beim autonomen Fahren wird. 
Und wir wollen bis 2025 das digitale 
Gründerland schlechthin sein.“ 

Wir können
Schwergewichte!
Schweißteilkomponenten bis 50 Tonnen.

www.HINZ-MBT.de

· Konstruktionsbüro
· Brennschneiden
· Schweißteile
· Spannungsarm Glühen
· Mechanische Bearbeitung
· Lackieren

Langwiesenstraße 14 · D-74363 Güglingen-Frauenzimmern · Tel. 07135 97405-0
Daimlerstraße 3-5 · D-71254 Ditzingen-Schöckingen · Tel. 07156 9555-0

So oder ähnlich könnten die Ziele der Po-
litik aussehen. Kein einfacher Weg, des-
sen Umsetzung anstrengender sein wür-
de als das politische Tagesgeschäft. Aber 
genau darauf kommt es ihm an: „Wir 
müssen gute Argumente haben und die-
se immer wieder kommunizieren und vor 
allem auch die Vorstellungen der Bürger 
anhören und mit einbeziehen“, davon ist 
Carsten Linnemann überzeugt, denn nur 
so ließen sich Wut und Frust umkehren. 
„Jetzt kommt es darauf an, die Menschen 
mitzunehmen und sie wieder zu Mitstrei-
tern der Politik zu machen.“



Aufnahmeantrag

Hiermit bitte ich um die Aufnahme in die Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung der CDU/CSU.
Die grau hinterlegten Felder werden von der MIT ausgefüllt.

Mitgliedsnummer LV/KV Kriterium

Name, Vorname Geburtsdatum

Beruf

Telefon Telefax

Berufliche Tätigkeit

Firma Branche

E-Mail-Adresse

Eintrittsdatum

PLZ, OrtStraße, Hausnummer

Selbstständig
Nicht selbstständig
CDU-Mitglied
Parteilos

Unterschrift des Neumitglieds Unterschrift des MIT-Kreisvorsitzenden

Name, Vorname des Kontoinhabers Geldinstitut

BIC IBAN

Einzugsermächtigung
Hiermit ermächtige ich die MIT, bis auf Widerruf meinen Jahresbeitrag und die einmalige Aufnahmespende
von folgendem Konto abzubuchen:

Die Aufnahmespende für meinen
 Kreisverband Landesverband Bundesverband
beträgt einmalig   €

Mein Mitgliedsbeitrag beträgt jährlich         € 
(Mindestbeitrag 90 €/Jahr. Wird als Jahresbeitrag eingezogen bzw.  

in Rechnung gestellt.)

Jetzt Mitglied werden!
Unterschrift Kontoinhaber

Ich bestätige hiermit, kein Mitglied einer anderen Partei als der CDU/CSU zu sein.

Geworben von

Nach Zustimmung des zuständigen Kreisverbandes wird die Mitgliedschaft wirksam. Ich bin mit der Erhebung, Speicherung 
und Nutzung der vorstehenden personenbezogenen Daten sowie der besonderen Arten personenbezogener Daten (§3 Abs. 9 
BDSG, z. B. politische Meinungen) einverstanden, um mich über Veranstaltungen und die politische Arbeit der Partei – auch per 
E-Mail – zu informieren. Die Daten werden ausschließlich von der CDU Deutschlands, ihren Gliederungen, Vereinigungen und 
Sonderorganisationen genutzt und nicht an Dritte übermittelt. Der Nutzung meiner Daten kann ich jederzeit widersprechen.

Gläubiger-ID

Aufnahmeantrag

Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung der CDU Baden-Württemberg
Stammheimer Str. 10, 70806 Kornwestheim
Telefon: 07154 8025-140, Telefax: 07154 8025-145
info@mit-bw.de 
www.mit-bw.de

BADEN-WÜRTTEMBERG
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Termine der MIT

MIT Stuttgart
After Business Talk
Donnerstag, 23.02.2017, 19 Uhr
Ort: Restaurant Tauberquelle,  
Torstraße 19, 70173 Stuttgart

Termine & VeranstaltungenTermine & Veranstaltungen
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Info-Veranstaltungen

IHK-Unternehmerfrühstück zu 
„Pflichten des Anlagenbetrei-
bers im Immissionsschutzrecht“
Die IHK Karlsruhe bietet am  
23. Februar 2017, 9–11 Uhr im 
IHK Haus der Wirtschaft ein  
Unternehmerfrühstück zum  
Thema „Pflichten des Anlagen-
betreibers im Immissionsschutz-
recht“ an. Kosten: 29,75 Euro. 

Anmeldung an:  
ariane.vogel@karlsruhe.ihk.de 
oder online unter:  
www.karlsruhe.ihk.de, 

Veranstaltungsnummer: 
13894800

Azubi-Speed-Dating 2017
Die IHK Stuttgart bietet vom  
1. bis 3. März, jeweils von 14 bis 
18 Uhr, ein Azubi-Speed-Dating 
an, bei dem Unternehmen auf Be-
werber treffen, die eine Lehrstelle 
suchen. Es werden jeweils zehn-
minütige Bewerbungsgespräche 
geführt.

Anmeldung für Unternehmen bis 
26. Februar 2017 über die IHK-
Internetseite www.stuttgart.ihk.
de. Die Teilnahme ist kostenlos.

Veranstaltungsnummer:  
3570598



Messetermine für MITler
03.03.2017–
05.03.2017

Haus, Bau,  
Energie Tuttlingen

Stadthalle Tuttlingen
Königstraße 13, 
78532 Tuttlingen

Bauen, modernisieren, 
energiesparen

04.03.2017–
05.03.2017

Bauen, Wohnen &  
Renovieren

Intersport redblue Messezentrum
Wannenäckerstraße 50,
74078 Heilbronn

Größte zweitägige Baumesse in  
Süddeutschland

04.03.2017–
12.03.2017

FDF Tübingen  Weilheimer Wiesen Europastraße,
72070 Tübingen

Ausstellung für die Familie mit Bau-
markt, u. a. zu den Themen Bauen, 
Wohnen und Einrichten, Automobile 
sowie Freizeit und Touristik

08.03.2017–
09.03.2017

all about automation 
friedrichshafen

Messe Friedrichshafen
Neue Messe 1, 
88046 Friedrichshafen

Die Automatisierungsmesse in der 
internationalen Bodenseeregion

09.03.2017–
11.03.2017

Jobs for Future  
Villingen-Schwenningen 

Messegelände  
Messe 1, 78056 Villingen-Schwenningen

Messe für Arbeit, Aus- und Weiter-
bildung

10.03.2017 Gründermesse  
Necker-Alb 

Stadthalle Reutlingen  
Manfred-Oechsle-Platz 1, 72762 Reutlingen

Messe für Existenzgründer

10.03.2017–
11.03.2017

Cult Lörrach Messe Lörrach  
Beim Haagensteg 5, 79541 Lörrach

Job- und Bildungsmesse

10.03.2017–
11.03.2017

Beruf & Co. Sulzberghalle  
Zeigelbrunnenstraße 43, 77933 Lahr

Berufsinformationsmesse

11.03.2017 Karriere Esslingen Neckar Forum Esslingen  
Ebershaldenstraße 12, 73728 Esslingen a. N.

Aus- und Weiterbildungsmesse  
für die Berufswahl in der Region

11.03.2017 Master Day Business & 
Economics Stuttgart

Sport Stuttgart  
Fritz-Walter-Weg 19, 70372 Stuttgart

Info-Veranstaltung für Bachelor- 
Studenten ab dem dritten Semester

11.03.2017–
12.03.2017

Ener.Com World of Living-Weberhaus  
Am Erlenpark 1, 77866 Rheinau

Innovationsmesse rund ums Haus

14.03.2017–
16.03.2017

LogiMAT Landesmesse Stuttgart
Messepiazza 1,
70629 Stuttgart

Internationale Fachmesse für Distribu-
tion, Material- und Informationsfluss

17.03.2017–
19.03.2017

Bauen Wohnen Garten Messe Offenburg
Schuttwälder Straße 3,
77656 Offenburg

Messe für moderne Lebensräume

18.03.2017–
19.03.2017

IMMO-Messe Böblingen Kongresshalle Böblingen
Ida-Ehre-Platz 1,
71032 Böblingen

Regionale Immobilienmesse rund  
um Bauen, Wohnen und Finanzieren

Termine & Veranstaltungen
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HERTWECK Qualitätsprodukte.
Steigern Sie Ihre Produktivität 
mit noch präziseren Werkzeugen.
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1A Autenrieth GmbH & Co. KG 

www.autenrieth-kunststofftechnik.de

ALTEC GmbH info@altec.de

Antalis Verpackungen GmbH 

www.antalis-verpackungen.de

Artur Uhl Kies- und Schotterwerk  

GmbH & Co. KG 

BBZ Zerspanungstechnik www.bbz-technik.de

Datalink EDV Service GmbH www.datalink.de

DG Druck GmbH www.dg-druck.com

Eugen Richard Wied 

GFD - Gesellschaft für Dichtungstechnik mbH 

www.gfd-dichtungen.de

GMT Gummi-Metall-Technik gmbH 

www.gmt-gmbh.de

Grünemay & Abt KG www.gruenemay-abt.de

Grüner Systemtechnik GmbH & Co. KG 

www.gruener-systemtechnik.de

Hinz GmbH www.hinz-maschinenbauteile.de

Holz-Brüner GmbH www.holz-bruener.de

HSM GmbH + Co. KG www.hsm.eu

Industriebau Bönnigheim GmbH & Co.KG 

www.ibb-boennigheim.de

Kammerer Gewindetechnik GmbH 

www.kammerer-gewinde.com

Karawane Reisen GmbH & Co. KG 

www.karawane.de

Karcoma-Armaturen GmbH www.karcoma.de

Karl Roll GmbH & Co. KG www.karl-roll.de

Kero GmbH & Co. KG www.kero-bau.de

KHS-Bedachungen GmbH 

www.khs-affalterbach.de

Kickbusch Hotelbetriebs-GmbH

Kunststoff Christel GmbH Co. KG 

www.kunststoff-christel.de

Leuze & Co. Kunststoffbeschichtungen  

GmbH & Co. KG www.leuze-co.de

Lothar Bix GmbH www.bix-lackierungen.de

Martin Fink KG www.fink-plexiglas.de

Messebau Keck GmbH www.messebau-keck.de

Prinzing Elektrotechnik GmbH 

www.prinzing-elektro.de

Rübezahl Schokoladen GmbH 

www.rk-schoko.de

Schmucker GmbH/Trölsch www.trölsch.de

Schuon GmbH www.schuon.com

Semmler GmbH TachoControl 

www.tachocontrol.de

Sixt GmbH www.sixt-gmbh.de

Stefan Hertweck GmbH & Co. KG 

www.hertweck-praezisionswerkzeuge.de

Uhl Kies- und Baustoffgesellschaft mbH 

www.uhl-beton.de

Marktplatz

Inserentenverzeichnis

Mit                   - Druckern 
von                           sehen
Ihre Umsatzkurven noch
                        viel besser aus!

DATALINK EDV SERVICE GmbH
71229 Leonberg • Hertichstraße 34
Tel. 07152/97916-0 • Fax 07152/97916-7
www.datalink.de • info@datalink.de

• Herstellerunab-
hängiges Systemhaus 

• Auf Ihre Erfordernisse 
abgestimmte Lösungen 
• Drucker, Multifunktions-

geräte, Security Print, 
MPS, MDS, Dokumenten-
Management und -

Archivierung.

Infohotline: 0 70 52 / 97 91 6-0

ASBEST  
Sanierung vom Experten 

mit 44 Jahren 
Erfahrung 

DACH 

Flachdach Neubau / Sanierung 
Trapezblech Dach / Fassade 

In jeder Größenordnung 

Telefon  
07144 / 8349-0  

Grün muss RAL 6018 / HKS 65 N entsprechen 
Rot = Leuchtendes / Kräftiges Rot 

KHS Bedachungen GmbH 
71563 Affalterbach  

www.khs-affalterbach.de 

Gubor Schokoladencafé & Shop

Bahnhofstraße 28, 73728 Esslingen

Kaiserstraße  158, 76133 Karlsruhe

www.guboroutlets.de • www.gubor.de

Gubor-Shop: Unsere 

Osterprodukte

sind wieder da!

Lassen Sie sich
 in unseren 

Schokoladencafés
verwöhnen!

Nimm‘s leicht, nimm‘s vom Wied …

Wellpappe ∙ Klebeband ∙ Putzlappen
Folie ∙ WC-Artikel ∙ Putzrollen 
Sicherheitsschuhe Atlas

EUGEN RICHARD WIED 
Bleichstr. 4 • 76227 Durlach • Tel. 0721 4965-01 / Fax -02

 50 Ja
hr

e

DG Druck GmbH
Werner-Siemens-Str.8
76356 Weingarten

Telefon (07244) 70210
info@dg-druck.de
www.dg-druck.de

Hier geht es zur
www.mit-bw.de



BADEN-WÜRTTEMBERG

Hier geht es zur
www.mit-bw.de

Ankündigung

Die Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung der 

CDU Baden-Württemberg schreibt den Auftrag 

für die Erstellung, den Druck und den Versand 

des Wirtschaftsforums neu aus.

Die Ausschreibungsunterlagen erhalten Sie bei Interesse  
in der Landesgeschäftsstelle der MIT bei:

Frau Müller-Eisenhardt
Stammheimer Str. 10
70806 Kornwestheim

Telefon:  07154 8025 – 140
Telefax:  07154 8025 – 145 
Mobil:  0175 1802946  

mueller-eisenhardt@mit-bw.de

Die Angebote können bis zum 31. März 2017 eingereicht werden.

Wir freuen uns über ein reges Interesse und Ihre Ideen.

Der Landesvorstand der MIT Baden-Württemberg

wifo@mit-bw.de


